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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Interkantonale Zusammenarbeit

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Rahmenkredit von CHF 39 Mio. für den
Zeitraum 2000-2006, um eine Beteiligung der Schweiz an der Initiative INTERREG III
der Europäischen Union (EU) zu gewährleisten. Die von der Europäischen Kommission
zum Zeitpunkt der Publikation der Botschaft noch nicht definitiv verabschiedete
Initiative stellt eine Fortsetzung der 1999 auslaufenden INTERREG II dar. Die
grenzüberscheitende Zusammenarbeit im regionalen Rahmen hat sich nach Ansicht des
Bundesrates sowohl aus raumordnungs- als auch als integrationspolitischen Gründen
derart gut bewährt, dass sich die Schweiz unbedingt weiterhin daran beteiligen sollte.
Der Nationalrat stimmte dem Antrag bei einer Gegenstimme (Steinemann, fp, SG) zu; in
der Schlussabstimmung sprachen sich auch noch einige Vertreter der Zürcher SVP
dagegen aus. Im Ständerat erfolgte die Zustimmung einhellig. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Städte, Regionen, Gemeinden

Auf Antrag des Bundesrates verlängerte das Parlament die Rechtsgrundlage für die
Förderung der Beteiligung der Schweiz an der EU-Initiative für die
grenzüberschreitende, transnationale und interregionale Zusammenarbeit (INTERREG
III) um weitere zwei Jahre bis Ende 2008. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

In Erfüllung einer 1987 vom Parlament überwiesenen Motion Auer legte der Bundesrat
im August die Botschaft zu einer Revision des Bundesgesetzes über die
Erfindungspatente vor. Mit dieser Anderung sollen Erfindungen auf dem Gebiet der
Biotechnologie adäquat geschützt werden; daneben sind auch einige technische
Anpassungen vorgesehen. Während sich der bestehende Patentschutz nur auf die
unmittelbaren Erzeugnisse eines Verfahrens erstreckt, schlägt der Bundesrat vor, dass
sich dieser bei biologisch vermehrbarer Materie auch auf die durch Vermehrung
erzeugten Produkte (z.B. Pflanzenzellen oder Viren) erstrecken soll. Dieser Schutz soll
freilich nicht gelten, wenn das Verfahren nicht der Vermehrung an sich, sondern der
Erzeugung eines andern Produkts dient (z.B. Aussaat von Weizenkörnern nicht zur
Gewinnung von neuem Saatgut, sondern zur Herstellung von Brotmehl). Da die vom
geltenden Patentrecht geforderte genaue Beschreibung des Verfahrens der Erzeugung
bei biologisch vermehrbarer Materie oft kaum zu erfüllen ist, sieht die Revision im
weitern vor, dass anstelle der Beschreibung des Prozesses eine Hinterlegung des
Produkts treten kann. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.08.1989
HANS HIRTER

Der Entwurf des EJPD für eine Totalrevision des aus dem letzten Jahrhundert
stammenden Bundesgesetzes über den Schutz der Fabrik- und Handelsmarken, der
Herkunftsbezeichnungen und der gewerblichen Auszeichnungen ergab in der
Vernehmlassung ein vorwiegend positives Echo. Grössere Meinungsunterschiede
zeigten sich lediglich bei den Bestimmungen zur Klageberechtigung. Während die
Vertreter der Wirtschaft das vorgeschlagene Klagerecht für Wirtschaftsverbände
ablehnten, wollten die Konsumentenverbände und die SP dieses auch auf
Konsumentenorganisationen ausweiten. Eine wesentliche und unbestrittene Neuerung,
die zugleich auch eine Anpassung an die Rechtsverhältnisse in der EG darstellt, besteht
darin, dass künftig auch Dienstleistungsunternehmen für ihre Angebote geschützte
Marken (Namen, Zeichen, Formen etc.) sollen hinterlegen können. Kurz vor Jahresende
beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer Botschaft zuhanden
des Parlaments. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.1989
HANS HIRTER

01.01.89 - 01.01.19 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die namentlich von der Chemieindustrie geforderte Revision des Patentgesetzes,
welche es ermöglichen soll, auch Erfindungen auf dem Gebiet der Biotechnologie vor
nicht autorisierten Nachahmungen zu schützen, war weiterhin sehr umstritten. Die
bisher vor allem aus dem links-grünen Lager kommende Kritik am bundesrätlichen
Entwurf erhielt Unterstützung vom Schweizerischen Bauernverband. Dieser teilte die
Befürchtungen der Entwicklungshilfeorganisationen, dass die Landwirte die
Vermehrungsrechte für patentrechtlich geschützte Tiere und Pflanzen mit der
Entrichtung von Lizenzgebühren an die grossen Chemiekonzerne erkaufen müssten. In
der vorberatenden Nationalratskommission scheiterte ein Rückweisungsantrag der SP
nur knapp. Eine neue Situation entstand nach der Sommersession, als der Ständerat
einen Gegenvorschlag zur "Beobachter-Initiative" verabschiedet hatte, welcher für die
Gentechnologieforschung restriktive Bedingungen aufstellt. Dies veranlasste die
Kommission, die Arbeit an der Patentgesetzrevision zurückzustellen, bis der Nationalrat
zu diesem Gegenvorschlag Stellung genommen hat. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.08.1990
HANS HIRTER

Nachdem der Vorentwurf für eine Totalrevision des genau hundertjährigen
Markenschutzgesetzes in der Vernehmlassung gut aufgenommen worden war,
unterbreitete der Bundesrat im Herbst den Gesetzesentwurf dem Parlament. Die
umfassende Reform bringt eine Anpassung an die Veränderungen des
Wirtschaftslebens und berücksichtigt die Markenschutzbestimmungen wichtiger
anderer Staaten und dabei insbesondere das im Entstehen begriffene neue
Markenschutzsystem der EG. Die wohl bedeutendste Neuerung besteht in der
Ausweitung des Markenschutzes auf Anbieter von Dienstleistungen. Banken,
Versicherungen, Reisebüros und andere Unternehmen sollen in Zukunft die
Erkennungszeichen ihrer Angebote (namentlich grafisch gestaltete Zeichen) unter
Schutz stellen können. Neu sollen zusätzlich und unter bestimmten Voraussetzungen
auch die Formen einer Ware oder ihre Verpackung als geschützte Marke hinterlegt
werden können. Gegenüber dem Vorentwurf nahm der Bundesrat lediglich eine
bedeutende Anderung vor: Bei der Verletzung der Vorschriften über den Herkunftsort
eines Gutes wurde auch den Berufs- und Wirtschaftsverbänden (inkl.
Konsumentenorganisationen) die Klagelegitimation zuerkannt. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.11.1990
HANS HIRTER

Der im Vorjahr vom Bundesrat vorgelegte Entwurf für eine Totalrevision des
Markenschutzgesetzes fand in der vorberatenden Kommission des Ständerates gute
Aufnahme. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.01.1991
HANS HIRTER

Der Bundesrat reagierte rasch auf die im Vorjahr überwiesenen Motionen Gadient (svp,
GR) und Steinegger (fdp, UR) für eine Aufstockung des Fonds für Investitionshilfe an
die Berggebiete. Da seit 1987 sowohl die Anzahl der Unterstützungsgesuche als auch die
in ihnen beantragten Beiträge stark angestiegen waren, hatten die vorhandenen Mittel
nicht mehr ausgereicht, um allen begründeten Begehren fristgerecht zu entsprechen.
Die aus diesem Grund zurückgestellten Gesuche hatten bis Ende 1990 einen
Gesamtbetrag von rund CHF 240 Mio erreicht. Der Bundesrat beantragte nun dem
Parlament, den Fonds bis zum Jahr 2000 in variablen Jahresraten um insgesamt CHF
670 Mio zu erhöhen. Angesichts der als positiv beurteilten Wirkungen des
Investitionshilfegesetzes und der akuten Finanzknappheit des Fonds war das Anliegen
unbestritten. Der Ständerat bezweifelte aber, dass die von der Regierung genannte
Summe ausreichen würde. Er stimmte deshalb mit 17 zu 6 Stimmen der von der
Kommissionsmehrheit beantragten Heraufsetzung auf CHF 900 Mio zu. Im Nationalrat
sprachen sich die Grünen, die Liberalen und die LdU/EVP-Fraktion sowie eine
Minderheit der Freisinnigen und der Sozialdemokraten für ein Festhalten am
bundesrätlichen Vorschlag von CHF 670 Mio aus. Mit äusserst knappem Mehr setzte sich
diese Ansicht durch. In der Differenzbereinigung fand jedoch der Kompromissvorschlag
der kleinen Kammer, den Fonds um CHF 800 Mio aufzustocken, auch im Nationalrat
deutliche Zustimmung.

Im Anschluss an dieses Geschäft lehnten beide Räte Motionen ab, welche eine
grundlegende Überprüfung und gegebenenfalls eine Revision des
Investitionshilfegesetzes für Berggebiete verlangt hatten. Darin war vor allem eine
vermehrte Berücksichtigung von Aspekten der Ökologie und der europäischen
Integration sowie der Ausschluss von einigen Städten (z.B. Thun, Ascona und Locarno)
aus den Berggebietsregionen gefordert worden. Nach Ansicht der nationalrätlichen
Kommissionsmehrheit waren diese Motionen auch deshalb überflüssig, weil die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.1991
HANS HIRTER
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Geschäftsprüfungskommission die Durchführung entsprechender Abklärungen bereits
vorher beschlossen hatte. 8

Die Bestrebungen, den Patentschutz auch für Erfindungen auf dem Gebiet der
Biotechnologie zu ermöglichen, sind – zumindest in der Schweiz – einstweilen zum
Stillstand gekommen. Der Nationalrat sanktionierte den Beschluss seiner vorberatenden
Kommission, die Beratung der vom Bundesrat 1989 vorgeschlagenen Teilrevision des
Patentgesetzes zu sistieren. Als Hauptgrund für diesen Beschluss wurde geltend
gemacht, dass – unter Voraussetzung seiner Annahme in der Volksabstimmung – mit
dem Gegenvorschlag zur Beobachter-Initiative über die Gen- und
Fortpflanzungstechnologie in Kürze neue verfassungsrechtliche Grundlagen in Kraft
treten werden. Da sich die angestrebte Patentrechtsrevision an diesen neuen
Gegebenheiten orientieren soll, wurde der Bundesrat eingeladen, dem Parlament zu
einem späteren Zeitpunkt eine neue Vorlage zu unterbreiten. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.1991
HANS HIRTER

Die vom Bundesrat 1990 vorgeschlagene Revision des Markenschutzgesetzes passierte
das Parlament ohne grundlegende Änderungen. Es ging dabei um eine Anpassung der
aus dem Jahre 1890 stammenden Bestimmungen an die Realitäten des heutigen
Wirtschaftslebens und gleichzeitig um eine Harmonisierung mit dem EG-Markenrecht.
Die wesentlichsten Neuerungen betreffen die Ausweitung des Markenbegriffs auf
Dienstleistungen, die Einführung einer Garantiemarke und der Übergang vom
bisherigen Gebrauchsrecht zur expliziten Registrierung von Marken. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.01.1992
HANS HIRTER

Die schlechten Aussichten für die Entwicklung der Bundesfinanzen hatten den
Bundesrat etwa gleichzeitig veranlasst, seine bisher eher ablehnende Haltung zur
Zulassung von Spielbanken zu korrigieren. Im Rahmen der "Sondermassnahmen 1992
für den Bundeshaushalt" schlug er vor, Art. 35 BV in dem Sinn zu ändern, dass das
Spielbankenverbot aufgehoben und die Gesetzgebung – insbesondere auch über
maximale Einsätze – und Konzessionierung zur Bundessache erklärt werden, wobei die
Kantone für die Zulassung von Geldspielautomaten zuständig bleiben. Von den
Bruttospielerträgen der Kasinos müssten 80% an den Bund abgeliefert werden, welcher
sie zur Finanzierung der AHV zu verwenden hat. Beide Parlamentskammern stimmten
diesem Vorschlag zu, im Nationalrat gegen die von Vertretern der SP, den Grünen, der
LdU-EVP-Fraktion und der SD getragene grundsätzliche Opposition. In der
Detailberatung fand auch ein Antrag Aguet (sp, VD), einen zulässigen Höchsteinsatz von
20 Fr. in der Verfassung festzuschreiben, keine Mehrheit. Nicht durchzusetzen
vermochte sich aber auch ein Antrag Cotti (cvp, TI), der den von den Kasinobetreibern
an den Bund abzuliefernden Ertragsanteil von 80% auf 50% senken wollte. In der
Schlussabstimmung hiess der Nationalrat die Verfassungsänderung mit 113:58, der
Ständerat mit 34 gegen 1 Stimme gut. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1992
HANS HIRTER

Am 7. März stimmte das Volk über die Aufhebung des in der Bundesverfassung
verankerten Spielbankenverbots ab. Die Kampagne warf keine hohen Wellen. Das
gegnerische Komitee, das sich vor allem aus Vertretern der SP und der EVP
zusammensetzte, begründete seine Haltung hauptsächlich damit, dass es verwerflich
sei, wenn der Staat aus der Spielsucht Profit zu ziehen versuche, und dass zudem
Spielbanken zur Geldwäscherei missbraucht würden. Die Befürworter legten das
Schwergewicht ihrer Propaganda auf die Tatsache, dass spielfreudige Schweizer heute
ihr Geld in den zahlreichen grenznahen ausländischen Kasinos verspielen und dem
Bund somit wichtige Einnahmen entgingen. Zudem begrüssten sie — mit dem Verweis
auf Österreich — die Zulassung von Kasinos auch als wichtige Erweiterung des
touristischen Angebots. Von den politischen Parteien unterstützten FDP, CVP, SVP, die
AP, die LP und der LdU die Vorlage; die SP entschied sich ebenso für Stimmfreigabe wie
die GP und die PdA, während die EVP und die SD Ablehnung empfahlen.

Abstimmung vom 7. März 1993  zur Aufhebung Spielbankenverbot.
Beteiligung: 51,2%
Ja: 1 665 247 (72,5%) / 20 6/2 Stände
Nein: 633 203 (27,5%) / 0 Stände
Parolen: Ja: FDP, CVP, SVP (1*), LP, LdU, AP, Lega; ZSAO, SGV / Nein: EVP, SD
Stimmfreigabe: SP (2*), GP (1 *), PdA; SGB

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.1993
HANS HIRTER
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*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 12

Der Entscheid, ob die Schweiz als eines der letzten Länder Europas Spielbanken
zulassen solle, fiel an der Urne eindeutig aus: mit einem Ja-Stimmenanteil von
insgesamt 72,5% wurde die Vorlage in allen Kantonen angenommen. Am deutlichsten
stimmten die Genfer zu (81,1%), am schwächsten die Jurassier (66,7). Die Vox-Umfrage
ergab, dass die Verbotsaufhebung von beiden Geschlechtern, aber auch allen
Altersklassen und sozialen Schichten (mit Ausnahme der etwas skeptischeren
Landwirte) gleich gut unterstützt wurde; in bezug auf Parteisympathie waren die
Befürworter bei der SP – trotz Stimmfreigabe dieser Partei – und dem Freisinn etwas
häufiger als bei der CVP und der SVP. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.04.1993
HANS HIRTER

Der Bundesrat schlug dem Parlament eine Teilrevision des Gesetzes über die Kontrolle
des Verkehrs mit Edelmetallen und -metallwaren vor. Er entsprach damit dem Wunsch
der Edelmetall- und der Uhrenbranche, das aus dem Jahre 1933 stammende Gesetz
vollständig an die Entwicklung der internationalen Normierung anzupassen. Der
Nationalrat hiess die vorgeschlagenen Änderungen gut. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.05.1993
HANS HIRTER

Nachdem das Parlament 1991 die Beratungen über die Revision des Patentgesetzes
abgebrochen hatte, um zuerst die Entwicklungen im Bereich der Gentechnologie und
den Volksentscheid zu diesbezüglichen Volksinitiativen abzuwarten, unternahm der
Bundesrat nun einen neuen Anlauf. Dabei verschob er den Erlass von Regelungen zur
Patentierung von gentechnologischen Erfindungen auf eine spätere Phase. Sonst
übernahm er eine Anzahl von technischen Regelungen aus dem seinerzeitigen Entwurf.
Zudem schlug er die rechtliche Verankerung von sogenannten Schutzzertifikaten für
Arzneimittel vor. Diese weitgehend von der EU übernommene Neuerung erlaubt eine
zeitliche Ausdehnung der Patentschutzdauer. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.08.1993
HANS HIRTER

In der 1993 durchgeführten Vernehmlassung war der Vorentwurf für eine Neufassung
des Bundesbeschlusses über die Finanzierungsbeihilfen für wirtschaftlich bedrohte
Regionen (der nach dem damaligen Direktor des BIGA benannten Bonny-Beschluss)
namentlich von Unternehmerseite (Vorort und SGV), aber auch von der FDP und der SVP
mit ordnungspolitischen Argumenten arg zerzaust worden. Auf der anderen Seite
protestierten insbesondere die welschen Kantone dagegen, die seit 1978 gültigen
Bestimmungen Ende Februar ersatzlos auslaufen zu lassen. Nach Gesprächen mit den
Kantonen und den Wirtschaftsverbänden beauftragte der Bundesrat das EVD, den
Vorentwurf zu überarbeiten und ihn noch im Frühjahr vorzulegen. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.1994
HANS HIRTER

Die kleine Kammer befasste sich als Erstrat mit der im Vorjahr von der Regierung
vorgelegten Teilrevision des Bundesgesetzes über Erfinderpatente. Da sich diese
weitgehend auf technische Bestimmungen beschränkt und insbesondere die Regelung
der Gentechnologie ausklammert, blieb sie unbestritten und wurde ohne Änderungen
gutgeheissen. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.1994
HANS HIRTER

Die WAK des Ständerats fällte im Herbst erste Entscheide zur bundesrätlichen Vorlage.
Mit knapper Mehrheit stimmte sie der Neufassung des Bonny-Beschlusses und der
Unterstützung des Standortmarketings im Ausland zu. Sie lehnte jedoch die Beiträge an
die Informationsstellen für kleine und mittlere Unternehmen zum europäischen
Binnenmarkt ab. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.11.1994
HANS HIRTER

Die im Vorjahr aufgrund einer vom EVD in Auftrag gegebenen Evaluation eingeleitete
Reform der Schweizerischen Verkehrszentrale fand ihren Niederschlag auch auf
gesetzgeberischer Ebene. Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Teilrevision
des aus dem Jahre 1955 stammenden Bundesbeschlusses über diese
Tourismusförderungsorganisation. Er schlug dabei eine modernere,
marketingkonformere Aufgabenumschreibung und eine straffere Leitungsorganisation
vor; die Institution soll den Namen "Tourismus Schweiz" erhalten. Der Grundsatz der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER
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finanziellen Unterstützung durch den Bund soll dauerhaft festgeschrieben werden; über
deren Höhe wird in Zukunft das Parlament mit einem einfachen, nicht dem Referendum
unterstehenden Bundesbeschluss entscheiden. Für die Periode 1995-1999 beantragte
die Regierung, die Subvention real auf dem Stand von 1993 zu belassen. Das Parlament
stimmte diesen Vorschlägen zu. Im Ständerat fiel die Schlussabstimmung einstimmig
aus, im Nationalrat votierte nur Blocher (svp, ZH) dagegen. 19

Nach der Aufhebung des Verfassungsartikels über das Spielbankenverbot im Vorjahr
setzte der Bundesrat eine Kommission für die Ausarbeitung eines Spielbankengesetzes
ein. Die Interessengegensätze innerhalb dieses Gremiums erwiesen sich jedoch als so
gross, dass es aufgelöst werden musste. Die von einer kleineren Expertenkommission
weitergeführten Arbeiten konnten aber noch vor Jahresende abgeschlossen werden. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER

Im Zusammenhang mit der Ratifikation des neuen Welthandelsabkommens (GATT-WTO)
legte der Bundesrat auch eine Reihe von kleineren, vor allem die Verfahren betreffende
Gesetzesanpassungen in den Bereichen geistiges Eigentum, Markenschutz, Muster und
Modelle sowie Erfinderpatente vor. Die drei erstgenannten Vorlagen wurden von der
Bundesversammlung in der Dezembersession diskussionslos verabschiedet; dagegen
stimmten nur die beiden PdA-Vertreter, welche das WTO-Abkommen grundsätzlich
ablehnten. Grösser war die Opposition gegen die Anpassung des Gesetzes über
Erfinderpatente, wo im Nationalrat die SP und die Grünen vergeblich versuchten, ein
Verbot für die Patentierung von genetisch veränderten Pflanzen und Tieren in die
Bestimmungen aufzunehmen. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte der Ständerat auch der Teilrevision des Gesetzes über die
Kontrolle des Verkehrs mit Edelmetallen und -metallwaren zu. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte auch der Nationalrat der sich auf technische Änderungen
beschränkenden Teilrevision des Gesetzes über Erfinderpatente zu. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.1995
HANS HIRTER

Der Bundesrat hatte im Herbst 1994 eine Vernehmlassung zu einer Teilrevision des
Markenschutzgesetzes mit dem Ziel eines besseren Schutzes für die geografische
Herkunftsbezeichnung von Agrarprodukten durchgeführt. Er entschied sich danach,
auf diese Teilrevision zu verzichten und die Schaffung eines Melde- und
Kontrollsystems für Herkunftsbezeichnungen im Rahmen des Gesetzes zur Förderung
der Landwirtschaft und zur Erhaltung des Bauernstandes vorzunehmen. Dieses Gesetz
legte er im Juni 1995 dem Parlament vor. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1995
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab im Januar den von einer Expertenkommission ausgearbeiteten
Vorentwurf für ein Gesetz über Spielkasinos in die Vernehmlassung. Das Projekt stützt
sich auf die am 7. März 1993 mit deutlicher Mehrheit von Volk und Ständen
beschlossene Aufhebung des Spielbankenverbots in der Verfassung. Es verfolgt mehrere
Ziele, wobei die vor allem von der Tourismusbranche geforderten wirtschaftlichen
Aspekte eher im Hintergrund stehen. Im Vordergrund des Expertenentwurfs steht die
Abwehr von Geldwäscherei und anderen kriminellen Tätigkeiten sowie der Schutz vor
negativen sozialen Auswirkungen auf die Spieler. Das erste Ziel soll namentlich mit einer
Identitätsüberprüfung der Spieler und einer Meldepflicht und Herkunftsabklärung bei
grösseren Geldtransaktionen erreicht werden. Zur Verhinderung von negativen sozialen
Auswirkungen sollen die Spielbankenbetreiber Konzepte vorlegen, welche eine
Früherkennung von suchtgefährdeten oder überschuldeten Spielern und das Einleiten
präventiver Massnahmen erlauben. Die Höhe der Sonderfiskalbelastung der
Kasinoerträge zugunsten der AHV (gemäss Verfassung maximal 80%) wurde im
Vorentwurf noch nicht festgelegt. Vorgeschlagen wurde ein Satz von 10-40% auf dem
Bruttospielgewinn der Bank (d.h. inkl. Trinkgelder) auf den ersten 10 Mio Fr. und eine
progressive Besteuerung höherer Erträge. Insgesamt soll der Bundesrat als
Konzessionsbehörde höchstens 13 Spielbanken zulassen können (dabei nicht mehr als
zwei in einem Kanton). 25
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DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER
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Ende Juni gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Totalrevision des
Investitionshilfegesetzes für Berggebiete (IHG) in die Vernehmlassung. Dieser sieht vor,
dass in Zukunft die bundesstaatliche Unterstützung nicht mehr eine nachträgliche
Finanzhilfe für ohnehin geplante lokale Infrastrukturvorhaben sein soll, sondern auf
Projekte konzentriert wird, welche die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit einer
Region verbessern. Neu sollen - dank einem zusätzlichen Programm «Regio Plus» –
nicht mehr lediglich Berggebiete, sondern generell der ländliche Raum von
Förderungshilfen profitieren können. In der Vernehmlassung wurden die Vorschläge für
die Neufassung des IHG grundsätzlich begrüsst; SP, FDP und Gewerbeverband
verlangten allerdings eine zeitliche Befristung, um eine optimale Koordination mit der
Revision des Finanzausgleichs zu erreichen. Mehr umstritten war hingegen das
Zusatzprogramm «Regio Plus», das nach Ansicht der FDP den Begriff Regionalpolitik
unzulässig ausweitet. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.10.1995
HANS HIRTER

Die Branchenvertreter waren von dem in die Vernehmlassung gegebenen Entwurf
wenig angetan. Insbesondere kritisierten sie, dass die Bestimmungen über die
steuerliche Belastung zuwenig konkretisiert worden waren und dass von den Besuchern
verlangt werden soll, sich beim Betreten eines Spielkasinos auszuweisen und sich
registrieren zu lassen. Auch der Vorort, der Gewerbeverband und die bürgerlichen
Bundesratsparteien bemängelten, dass die vorgesehenen Regeln viel strenger seien als
im angrenzenden Ausland und tendenziell eine Verhinderung von Kasinobetrieben
bewirken würden. Der Schweizerische Kursaalverband reagierte mit einem
Alternativentwurf, der sich in den Grundzügen an den Expertenentwurf hielt, aber
insbesondere verlangte, dass die Regelungskompetenz für das Betreiben von
Spielautomaten bei den Kantonen verbleibt. Positiv reagierten hingegen Kreise, welche
die Aufhebung des Spielbankenverbots bekämpft hatten (EVP) oder ihr zumindest
skeptisch gegenüberstanden (SP). Der Bundesrat beschloss gegen Jahresende, sowohl
an den Vorschriften des Vorentwurfs zur Verhütung von Geldwäscherei als auch an der
vorgesehenen Höchstzahl von dreizehn Kasinos festzuhalten, hingegen die
Bestimmungen über die Besteuerung überarbeiten zu lassen. Die von den Kantonen
geforderte Beteiligung an der Sondersteuer lehnte er als verfassungswidrig ab. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1995
HANS HIRTER

Ende Februar veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft über eine Neuordnung der
Regionalpolitik. Der Bericht enthält – neben einer Darstellung und Beurteilung der
bisherigen regionalpolitischen Massnahmen – den Entwurf für eine Totalrevision des
Investitionshilfegesetzes für Berggebiete (IHG) sowie für einen neuen
Bundesbeschluss zur Förderung des Strukturwandels im ländlichen Raum (REGIO
PLUS). Der Schwerpunkt der Regionalpolitik soll weiterhin beim Ausbau der
Infrastrukturen in den Regionen zwecks Steigerung ihrer Attraktivität als
Wirtschaftsstandort, aber auch als Wohnort liegen. Mehr als bisher möchte der
Bundesrat dabei aber eine regionenübergreifende Koordination und Konzentration
fördern. Während bisher staatliche Beiträge vor allem dazu dienten, regionale
Disparitäten in der Ausstattung mit Infrastrukturen abzubauen, soll sich in Zukunft der
Einsatz der Förderungsinstrumente stärker am erwarteten Beitrag zu einer
Attraktivitätssteigerung orientieren. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.1996
HANS HIRTER

Der Bundesrat hielt an seinem Vorschlag für ein neues Programm "Regio Plus" fest,
obwohl sich die FDP, der Vorort und der Gewerbeverband in der Vernehmlassung aus
ordnungspolitischen Gründen grundsätzlich dagegen ausgesprochen hatten. Mit diesem
soll der Strukturwandel nicht nur in den Berggebieten, sondern zusätzlich auch im
übrigen ländlichen Raum gefördert werden. Der Bundesrat begründet den
Handlungsbedarf mit dem akzentuierten Strukturwandel in der Landwirtschaft, welcher
für die nicht in den Bergen gelegenen ländlichen Gebiete neue Probleme schaffen
könnte. Die in diesem Rahmen gewährte staatliche Unterstützung wird nicht
Bauvorhaben oder einzelnen Betrieben zugute kommen, sondern innovativen
Netzwerken. In Anlehnung an EU-Programme (namentlich LEADER) werden darunter
organisatorische, konzeptionelle oder institutionelle Projekte verstanden, welche die
Zusammenarbeit von lokalen Unternehmen und Institutionen zur Verbesserung der
regionalen Wettbewerbsfähigkeit anstreben (z.B. gemeinsame Vermarktung von
Produkten oder Bewerbung um Aufträge). Finanziert sollen dabei nicht nur die
einzelnen Netzwerke werden, sondern auch der nationale und internationale
Informations- und Erfahrungsaustausch. Der Bundesrat schlägt eine kostenneutrale
Finanzierung vor: für diese Beiträge sollen CHF 70 Mio. aus dem für den Vollzug des IHG
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bestehenden Investitionshilfefonds bereitgestellt werden. 29

Der Ständerat befasste sich bereits in der Herbstsession mit der Vorlage. Während
Eintreten auf das IHG unbestritten war, lehnte der Freisinnige Bisig (SZ) das Programm
"Regio Plus" grundsätzlich ab; er blieb aber mit 28 zu 8 Stimmen deutlich in der
Minderheit. In der Detailberatung zum IHG nahm der Rat keine bedeutenden
Änderungen vor. Er war auch nicht bereit, einem Antrag Büttiker(fdp, SO) auf
Umwandlung des Gesetzes in einen auf zehn Jahre beschränkten Bundesbeschluss
zuzustimmen. Der Antragsteller hatte vergeblich damit argumentiert, dass die geplante
neue Regelung des Finanzausgleichs neue Voraussetzungen für die Regionalpolitik
schaffen werde und zudem Subventionen ohnehin periodisch überprüft werden sollten.
In der Gesamtabstimmung passierte das IHG oppositionslos, das Programm "Regio plus"
mit drei Gegenstimmen.
Mit dem IHG soll weiterhin der Ausbau der regionalen Infrastrukturen (wozu auch
primär dem Tourismus dienende Anlagen gehören können) gefördert werden.
Voraussetzung für die Auszahlung von Bundesdarlehen bleibt wie bisher das finanziell
gleichwertige Mitengagement der Kantone. Neu soll gemäss dem Entwurf des
Bundesrates die Vollzugskompetenz aber weitgehend in die Hand der Kantone gelegt
werden. Im Rahmen eines vom EVD für die Kantone festgelegten Höchstbetrags können
diese selbst über die eingereichten Gesuche entscheiden. Als Instrumente sollen nur
noch zinsgünstige oder -freie Darlehen und keine Zinsverbilligungen und Bürgschaften
mehr zum Einsatz gelangen. Um die Darlehensnehmer zum sparsamen Mitteleinsatz zu
bewegen, ist vorgesehen, für die einzelnen Projekte nicht mehr einen fixen Anteil der
Endabrechnung zu übernehmen, sondern einen im voraus festgelegten Pauschalbeitrag
auszurichten. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.1996
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Ratifizierung von zwei völkerrechtlichen
Verträgen zum Markenrecht. Es handelte sich dabei um den Markenrechtsvertrag von
1994 und das Madrider Protokoll über die internationale Registrierung von Marken.
Letzteres ist eine Weiterentwicklung des Madrider Markenabkommens, welchem die
Schweiz seit mehr als hundert Jahren angehört. Diese Abkommen vereinfachen und
harmonisieren die Prozeduren für die internationale Anerkennung von geschützten
Marken. Die Ratifizierung der beiden Verträge erforderte eine geringfügige Anpassung
des 1992 totalrevidierten schweizerischen Markenschutzgesetzes. Das Parlament
stimmte der Ratifizierung diskussionslos zu und verabschiedete auch die Teilrevision
des Gesetzes. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1996
HANS HIRTER

Der Bundesrat tat sich weiterhin schwer mit dem 1993 vom Volk mit deutlichem Mehr
erteilten Auftrag, Spielbanken zuzulassen. Nachdem die 1995 durchgeführte
Vernehmlassung zum Vorentwurf für ein Gesetz über Spielkasinos sehr kontroverse
Resultate ergeben hatte, beauftragte der Bundesrat eine inzwischen anstelle der
Expertenkommission eingesetzte interdepartementale Arbeitsgruppe mit einer
grundlegenden Überarbeitung. Die in den letzten Jahren aufgetretene starke
Vermehrung der bewilligten Kursäle und der darin aufgestellten Glücksspielautomaten
bewog den Bundesrat im April zu einem Stop bei der Bewilligung neuer Kursäle. Zudem
beschloss er eine Ausweitung des im Gesetz vorgesehenen Spielbankenbegriffs. Im
neuen Entwurf, den er im September den Kantonen zur Stellungnahme vorlegte, schlug
er vor, nicht wie ursprünglich vorgesehen dreizehn, sondern lediglich noch sieben
eigentliche Spielbanken zu konzessionieren. Nur in diesen wären Tischspiele wie
Roulette und Glücksspielautomaten mit hohen Einsätzen zulässig. Daneben sind
Spielkasinos mit beschränkten Einsätzen und Gewinnmöglichkeiten vorgesehen, welche
wie bisher neben Automaten nur das Tischspiel Boule anbieten dürfen. Beide
Kategorien von Casinos sollen an den Bund Steuern zuhanden der AHV-Kasse abliefern.
Bei den Spielbanken soll der Satz 80% des Bruttospielertrags ausmachen, die
Trinkgelder aber von einer Besteuerung ausgenommen sein; bei den Kursälen würden
auch die Kantone an den Einnahmen partizipieren. Die Tourismuskantone waren auch
mit diesem zweiten Vorentwurf überhaupt nicht zufrieden. Sie kritisierten sowohl die
vorgesehenen Bundeskompetenzen bei den Kursälen als auch den als viel zu hoch
beurteilten Steuersatz. Bundesrat Koller schloss grundsätzliche Änderungen am
Vorentwurf aus, kündigte aber Verhandlungsbereitschaft beim Steuersatz für Kursäle
an. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER
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Ende Februar legte der Bundesrat seine Botschaft zu einem Gesetz über das
Glücksspiel und über die Spielbanken vor. Als oberstes Ziel dieser Gesetzgebung
werden in dieser Botschaft die Verhinderung von Kriminalität und sozial schädlichen
Auswirkungen in Zusammenhang mit Geldspielen bezeichnet. Die Belebung des
Tourismus und die Erschliessung neuer Einnahmequellen für den Bund zugunsten der
AHV/IV - welche gemäss Vox-Analyse für die Stimmbürger die Hauptargumente für die
1993 erfolgte Aufhebung des Spielbankenverbots waren - werden nur als zweitrangige
Ziele bezeichnet. Das neue Gesetz regelt generell das Glücksspiel (soweit es nicht vom
Bundesgesetz über Lotterien und gewerbsmässige Wetten erfasst ist). Es formuliert
dazu insbesondere Vorschriften über die Konzessionierung, den Betrieb und die
Besteuerung von Spielbanken sowie die Zulassung von Geldspielautomaten. Wie im
Vernehmlassungsentwurf vom Herbst 1996 vorgesehen, möchte der Bundesrat zwischen
zwei Kategorien von Spielbanken unterscheiden: solchen mit einem umfassenden
Angebot an Tischspielen und Spielautomaten mit hohen Einsätzen (Kategorie A) und
solchen, welche wie die heutigen Kursäle nur Boule- und Roulettespiele sowie
Spielautomaten mit niedrigen Einsätzen und Gewinnmöglichkeiten anbieten (Kategorie
B). Ausserhalb von Spielbanken sollen die Glücksspiele um Geld verboten sein. In der
Kompetenz der Kantone blieben demnach nur noch Spielautomaten, bei denen die
Gewinnmöglichkeiten nicht vom Glück, sondern von der Geschicklichkeit der Spieler
abhängen.
Die Standort- und Betriebskonzession für Spielbanken beider Kategorien wird laut
Botschaft vom Bundesrat erteilt, wobei für die Kategorie A im Gesetz eine Höchstzahl
festgelegt wird. Für eine Konzessionserteilung müssen bestimmte Vorschriften erfüllt
werden. So muss insbesondere Transparenz in Bezug auf Trägerschaft und Herkunft der
investierten Mittel herrschen. Im weiteren haben die Betreiber ein Sicherheits- und
Sozialkonzept zur Bekämpfung von Kriminalität und von sozial schädlichen
Auswirkungen auf die Spieler vorzulegen und zu realisieren.
Der Entwurf sieht vor, dass der Bundesrat die für die AHV/IV zweckgebundene
Spielbankensteuer zwischen minimal 60% und der verfassungsmässigen Höchstgrenze
von 80% des Bruttoertrags (Differenz zwischen den Spieleinsätzen und den
ausbezahlten Gewinnen) selbst festlegen kann. Für neue Spielbanken soll während vier
Jahren ein auf 40% reduzierter Satz möglich sein. Falls die Standortkantone für
Spielbanken der Kategorie B selbst eine Bruttospielabgabe einziehen, reduziert sich die
eidgenössische Abgabe um maximal 30%. Für diese Betriebe soll der vom Bundesrat
festgelegte Steuersatz auch reduziert werden können, wenn ihr Ertrag zu einem guten
Teil entweder gemeinnützigen oder öffentlichen Zwecken zukommt, oder wenn die
Standortregion stark von saisonalem Tourismus geprägt ist.
Damit war der Bundesrat in einigen Punkten auf die Kritik der Kantone in der
Vernehmlassung von 1996 eingegangen. So hat er insbesondere darauf verzichtet, bei
der Besteuerung den Maximalsatz von 80% - der von einigen Kantonen als prohibitiv
bezeichnet worden war - automatisch in Anwendung zu bringen; zudem beteiligte er
die Kantone an den Abgaben der Spielbanken der Kategorie B. Diese letztere Konzession
bildete politisch gesehen den Preis für die Unterstellung der bisher in die Kompetenz
der Kantone fallenden Glücksspielautomaten unter das neue Gesetz. Zum Entwurf
selbst fielen erste Reaktionen der FDP und der SVP negativ aus; sie kritisierten neben
der zu detaillierten Regulierung namentlich die Absicht, die Zahl der Spielbanken der
Kategorie A auf sieben zu beschränken. Während Tourismuskantone die
vorgeschlagenen Steuersätze immer noch als zu hoch empfanden, verlangte die SP, dass
diese möglichst nahe beim verfassungsmässigen Höchstsatz von 80% liegen sollten. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.1997
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte auch der Nationalrat der Totalrevision des
Investitionshilfegesetzes für Berggebiete (IHG) sowie dem neuen Bundesbeschluss zur
Förderung des Strukturwandels im ländlichen Raum (Regio Plus) zu. Ein von Schlüer
(svp, ZH) eingebrachter Nichteintretensantrag zu Regio Plus wurde mit 107 zu 14
Stimmen abgelehnt. Ebenso erfolglos blieb ein von der Linken unterstützter Antrag
Gysin (sp, BS), der bundesstaatliche finanzielle Hilfe nicht auf ländliche
Nichtbergregionen begrenzen, sondern auch auf Kernstädte ausdehnen wollte. Gysin
begründete sein Vorhaben mit den in den letzten Jahren stark angewachsenen Lasten
der Städte namentlich im Sozial-, aber auch im Verkehrsbereich. Der Rat lehnte diese
Ausweitung des Geltungsbereichs - welche sich seiner Ansicht nach im Rahmen der
bewilligten Ausgabensumme von 70 Mio Fr. für zehn Jahre ohnehin nicht hätte
umsetzen lassen - mit 88 zu 30 Stimmen ab. Er überwies jedoch ein Postulat seiner
WAK, welches vom Bundesrat bis Ende 1998 einen Bericht über den Umfang der
Zentrumslasten der Städte und gegebenenfalls Vorschläge für Ausgleichsmassnahmen
verlangt. In der Differenzbereinigung schloss sich die kleine Kammer den wenigen
Korrekturen des Nationalrats an. In der Schlussabstimmung hiess der Nationalrat die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1997
HANS HIRTER

01.01.89 - 01.01.19 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



beiden Vorlagen mit 162:0 (bei 7 Enthaltungen aus dem LdU- und FP-Lager) resp. 137:22
Stimmen gut. Die Opposition zum zweiten Beschluss (Regio Plus) kam namentlich aus
der Zürcher SVP und der FP. Im Ständerat gab es in der Schlussabstimmung keine
Gegenstimmen. 34

Der vom Bundesrat im März vorgelegte Entwurf für eine Reform der
Unternehmensbesteuerung hat das Ziel, die Schweiz für Unternehmen attraktiver zu
machen. Die in der Botschaft als ersten Schritt deklarierten Massnahmen sollen vor
allem die Bedingungen für Holdinggesellschaften, wo ein starker internationaler
Steuerwettbewerb besteht, sowie für neugegründete KMU verbessern. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.1997
HANS HIRTER

Als Erstrat befasste sich der Ständerat in der Wintersession mit dem Geschäft. In der
Eintretensdebatte wiesen mehrere Kommissionsmitglieder darauf hin, dass die Fassung
des Bundesrates mit den Abänderungsanträgen der Kommission das Optimum sei, was
sich im Rahmen des 1993 vom Volk gutgeheissenen Verfassungsartikels realisieren lasse.
In der Detailberatung nahm der Rat eine Namensänderung vor, indem er im Gesetz die
technischen Bezeichnungen "Spielbanken der Kategorien A und B" ersetzte durch die
Namen "Grands Casinos" und "Kursäle". In materieller Hinsicht beschloss er auf Antrag
seiner Kommission, die in den Kursälen erlaubten Tischspiele nicht wörtlich zu nennen
(Boule und Roulette), sondern maximal drei zuzulassen. Er strich ferner die vom
Bundesrat vorgeschlagene Höchstzahl von sieben Konzessionen für "Grands Casinos",
allerdings nicht, weil er vom Bundesrat mehr Konzessionen erwartet, sondern auch, um
ihn vom Druck zu entlasten, diese Höchstzahl voll auszuschöpfen. Bei den sozialen
Schutzbestimmungen beschloss der Ständerat strengere Regeln. Er erhöhte die
Alterslimite für die Zutrittsberechtigung von 18 auf 20 Jahre und schrieb vor, dass eine
Identitätsüberprüfung auch bei Spielern an räumlich von den Tischspielen getrennten
Spielautomaten vorzunehmen ist. Bei den Massnahmen zum Schutz vor kriminellen
Aktivitäten strich er die Vorschrift, dass die Spielbanken nur Schweizer Währung
annehmen dürfen mit dem Argument, dass dies eine unnötige Schikane sei, da die
Spielbanken ja ohnehin der neuen Gesetzgebung über die Geldwäscherei im
Finanzbereich unterstehen würden.
Bei der Besteuerung der Spielbanken erweiterte der Ständerat den Spielraum der
Regierung, indem er den normalen Minimalsatz von 60% auf 40% und den für das erste
Betriebsjahr möglichen reduzierten Sondersatz von 40% auf 20% senkte. Ein Antrag
Maissen (cvp, GR), dass der Bundesrat die Abgabesätze für Kursäle in stark von
saisonalem Tourismus abhängigen Regionen nicht nur um 30%, sondern um die Hälfte
kürzen kann, unterlag mit 19 zu 10 Stimmen. Hingegen setzte sich ein Antrag durch, der
es den Kantonen mit einer eigenen Spielbankenabgabe erlaubt, von den Kursälen
maximal 40% und nicht bloss 30% des Bruttospielertrags einzuziehen und den
Bundesertrag entsprechend zu schmälern. Auch bei den Bestimmungen über die vom
Bundesrat als Aufsichtsgremium einzusetzende Spielbankenkommission verstärkte der
Ständerat die Position der Kantone, indem er explizit festhielt, dass eines der fünf bis
sieben Mitglieder auf Vorschlag der Kantone ernannt wird. Schliesslich beschloss er
auch noch eine Übergangsbestimmung für die mit dem neuen Gesetz lediglich in
konzessionierten Spielbanken zugelassenen Glücksspielautomaten, die in einigen
Kantonen heute in Restaurants und anderen Lokalen aufgestellt sind. Sofern diese vor
dem 31. Dezember 1997 in Betrieb waren, sollen die Kantone sie bis zu einer Höchstzahl
von fünf Automaten je Etablissement während weiteren fünf Jahren zulassen dürfen. In
der Gesamtabstimmung passierte das neue Gesetz mit 23 zu einer Stimme. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1997
HANS HIRTER

Das neue Gesetz über das Glücksspiel und über die Spielbanken wurde in der
Dezembersession vom Parlament verabschiedet. Der Nationalrat folgte bei seinen
Beratungen in der Herbstsession weitgehend den Beschlüssen des Ständerates. Er
reduzierte jedoch die Zahl der in Kursälen zugelassenen Tischspiele von drei auf zwei.
Dieser von Vertretern der Tourismusregionen bekämpfte Entscheid soll die Attraktivität
der Kursäle zugunsten der Grands Casinos, von denen der Hauptbeitrag der
Gewinnablieferung an die AHV erwartet wird, verringern. Die vom Ständerat in
Abweichung vom Mündigkeitsalter 18 festgelegte Alterslimite von 20 Jahren fand in der
grossen Kammer keine Mehrheit. Ein vor allem von der Linken unterstützter Antrag, dass
Kantone auf ihrem Gebiet das Aufstellen von Glücksspielautomaten verbieten können –
wie dies 1991 die Zürcher beschlossen hatten –, unterlag mit 87 zu 71 Stimmen. Ein
ebenfalls von der SP unterstützter Antrag für ein Verbot der Darlehensgewährung durch
die Spielbanken setzte sich hingegen knapp durch. Bei der Bemessung des minimalen
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Abgabesatzes obsiegte die Version des Ständerates (40%) gegen Anträge der Linken für
60% und von bürgerlichen Abgeordneten für 20%. Eine weitere Niederlage erlitt die SP
bei der Zweckbestimmung der Bundeseinnahmen. Unter Berufung auf die
Erläuterungen des Bundesrates an die Stimmberechtigten anlässlich der
Verfassungsabstimmung von 1993 im sogenannten Bundesbüchlein verlangte sie, dass
die erwarteten rund 150 Mio Fr. zusätzlich zu den bestehenden Bundesbeiträgen in die
AHV-Kasse fliessen. Die bürgerliche Mehrheit verwies auf den Wortlaut des damals
angenommenen Verfassungsartikels, der nur von der Deckung des Bundesbeitrags und
nicht von zusätzlichen Mitteln spricht. Nachdem sie mit allen ihren Anträgen unterlegen
waren, sprachen sich die Sozialdemokraten und die Grünen in der Gesamtabstimmung
gegen das neue Gesetz aus. 37

In der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat, den im Bundesbüchlein vom
Bundesrat gemachten Versprechen höheres Gewicht zuzumessen als einer engen
Auslegung des Verfassungstextes. Er hielt fest, dass die erwarteten Bundeseinnahmen
zusätzlich zu den bisherigen Beiträgen in die AHV-Kasse fliessen sollen. Bei der Zahl
der in Kursälen zugelassenen Tischspielen beharrte er auf seinem ursprünglichen
Beschluss von drei. Der Nationalrat übernahm diese beiden Beschlüsse. Das
Darlehensverbot für Spielkasinos lehnte der Ständerat zuerst ab, da dies die Schweizer
Einrichtungen im Vergleich zu ihrer internationalen Konkurrenz benachteiligen würde.
Nachdem aber der Nationalrat darauf bestanden hatte, gab die kleine Kammer in dieser
Frage nach. Sie fügte sich ebenfalls dem Entscheid des Nationalrats, keine vom
Mündigkeitsalter abweichende Alterslimite einzuführen. In der Schlussabstimmung
passierte das neue Spielbankengesetz im Ständerat einstimmig, im Nationalrat bei 8
Gegenstimmen und 20 Enthaltungen, wobei die Gegnerschaft vorwiegend aus dem SP-
Lager kam. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.1998
HANS HIRTER

Im Mai legte der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft über die Finanzhilfe an den
Schweizer Tourismus für die Jahre 2000 bis 2004 vor. Der vorgesehene Betrag wurde
im Vergleich zur ablaufenden Fünfjahresperiode um 22 Mio Fr. auf 190 Mio Fr.
aufgestockt. Damit sollen vermehrte Werbeanstrengung zur Zurückeroberung
verlorener Marktanteile finanziert werden. Die Bundeshilfe bewegt sich damit etwa im
Rahmen derjenigen von Ländern wie Belgien und Holland, erreicht aber nur etwa die
Hälfte der österreichischen Subventionen. Beide Parlamentskammern hiessen den
Beschluss gut. Im Ständerat, wo es keine grundsätzliche Kritik gab, beantragte die
Kommissionsmehrheit gar, den Beitrag um weitere 30 Mio auf 220 Mio Fr.
aufzustocken. Sie unterlag damit aber mit 19:15 Stimmen. Im Nationalrat war Eintreten
ebenfalls unbestritten. Die SP übte jedoch heftige Kritik an diesem „klassischen
Strukturerhaltungs-Subventionsprogramm“ (Votum Strahm, sp, BE). Sie stellte den
Antrag, nur die ersten beiden Jahrestranchen zu bewilligen und die weiteren Zahlungen
erst dann vorzunehmen, wenn ein Massnahmeplan zur Aufwertung der Schweiz als
Tourismusstandort mit einem Ausbildungskonzept zur Verbesserung der Qualität der
Dienstleistungen vorliegt. Dieser auch von den Grünen unterstützte Vorschlag wurde
mit 106:60 Stimmen abgelehnt. In der Gesamtabstimmung verabschiedete der
Ständerat den Beschluss einstimmig, der Nationalrat mit 142:3 Stimmen. Der Nationalrat
stimmte allerdings im Anschluss an diese Beratungen einer Motion seiner WAK zu,
welche die Forderungen der SP in Bezug auf einen Massnahmenplan aufnahm und einen
entsprechenden Bericht bis Ende 2001 verlangt. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1999
HANS HIRTER

Im Juni gab das EJPD die Verordnung zum neuen Spielbankengesetz in die
Vernehmlassung. Sowohl die Kantone als auch die Betreiber bestehender Casinos
reagierten sehr kritisch. Sie bezeichneten die vorgesehenen Steuersätze für die Grand
Casinos als zu hoch um einen wirtschaftlich attraktiven Betrieb zu erlauben. Die
Einschränkungen für die Kursäle des Typus B in Bezug auf zugelassene
Spielmöglichkeiten erachteten sie als derart streng, dass sie sogar die Weiterführung
bestehender Unternehmen gefährden würden. Angesichts dieses Echos verschob der
Bundesrat die für Anfang 2000 vorgesehene Inkraftsetzung der neuen Bestimmungen
auf voraussichtlich 1. April 2000. Immerhin beschloss er im Dezember Leitlinien zur
Konzessionierung der Casinos. Diese gehen davon aus, dass in einem ersten Schritt 4-8
Spielbanken und 15-20 Kursäle bewilligt werden sollen. Dabei möchte die Regierung die
Spielbanken vorzugsweise in grossstädtischen Agglomerationen und grenznahen
Gebieten ansiedeln und die Kursäle in Tourismusregionen. 40
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Nachdem 1992 das Markenschutzgesetz revidiert worden war, beantragte der Bundesrat
nun eine weitere Anpassung der rechtlichen Vorschriften, welche Produkte vor
Nachahmungen schützen, an die Veränderungen der Wirtschaft. Da das
Erscheinungsbild eines Produkts zu einem wichtigen Marketinginstrument geworden ist,
legte er dem Parlament ein neues Gesetz über den Schutz des Designs vor. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.02.2000
HANS HIRTER

Um die zunehmende Integration der schweizerischen KMU in die internationalen Märkte
zu erleichtern, hatte das Parlament 1995 die Teilnahme der Schweiz an internationalen
Informationsprogrammen für KMU beschlossen. Das wichtigste Element davon bildet
die Partizipation am Netz der „Euro Info Center“ der EU. Die Finanzierung dieser auf
zehn Jahre beschlossenen Massnahmen wurde auf zwei Fünfjahresetappen verteilt. Der
Bundesrat beantragte nun die Gewährung der zweiten Tranche des Rahmenkredits (10
Mio Fr.). Vorangehend hatte er die Arbeit des durch die Schweizerische Handelszentrale
geführten „Euro Info Center Schweiz“ (EICS) evaluieren lassen. Die Beurteilung ergab
zwar eine eher geringe Wirksamkeit des EICS, aber keine Gründe für einen Verzicht auf
dessen Weiterführung. Im Nationalrat gab es einige Kritiken an der jetzigen Art der
Informationsaufbereitung zuhanden der KMU, grundsätzlich wurde aber die
Unterstützung der Informationsbeschaffung und -vermittlung nicht bestritten. In
Abweichung zum Regierungsantrag beschloss der Rat, den Kredit nicht für fünf,
sondern nur für drei Jahre zu gewähren und die Informationstätigkeit zukünftig in das
Ressort der Export- und Standortpromotion beim seco zu integrieren. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2000
HANS HIRTER

Im Herbst schlug der Bundesrat eine Verlängerung und Modernisierung des Mitte 2001
auslaufenden Beschlusses zugunsten wirtschaftlicher Erneuerungsgebiete (ehemaliger
„Bonny-Beschluss“) vor. In einer Evaluation strich er den Wert dieser staatlichen Hilfe
(Zinskostenbeiträge, Bürgschaften und Steuererleichterungen) für die Ansiedlung von
namentlich ausländischen Betrieben in Randregionen heraus. Rund 100
Investitionsvorhaben seien auf diese Weise seit 1996 gefördert worden. Diese
Massnahmen seien um so wichtiger, als die Deregulierung wichtiger Infrastrukturmärkte
(Post, Telekommunikation, öffentlicher Verkehr) für die strukturschwachen Regionen
zusätzliche Probleme bringen könnte. Als neues Element soll die Förderung von
überbetrieblichen und überregionalen Projekten und Institutionen aufgenommen
werden. In der Vernehmlassung hatten sich die SVP sowie die Unternehmerverbände
aus ordnungspolitischen Gründen gegen eine Verlängerung dieses Programms
ausgesprochen. Die Westschweizer Kantone inkl. Bern und Solothurn hatten sich in
einer gemeinsamen Eingabe für eine Weiterführung eingesetzt. Der Ständerat hiess das
Geschäft einstimmig gut. Dabei nahm er die vom Bundesrat gestrichenen
Zinskostenbeiträge wieder in den Beschluss auf. Während der Debatte gab der
Bundesrat bekannt, dass in Zukunft weniger die aktuelle Arbeitslosenzahl als vielmehr
die Unterversorgung einer Region mit modernen Infrastrukturen ein Kriterium für die
Begünstigung sein werde. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2000
HANS HIRTER

Der Ständerat übernahm die Beschlüsse der grossen Kammer aus dem Vorjahr
bezüglich der Gewährung der zweiten Tranche des Rahmenkredits (10 Mio Fr.) für die
Teilnahme der Schweiz an internationalen Informationsprogrammen für KMU. Bewilligt
wurden allerdings nur 6 Mio Fr. für die nächsten drei Jahre. Anschliessend sollen diese
Ausgaben in den Kredit für die Exportförderung integriert werden. Der Ständerat
stimmte auch der vom Nationalrat im Vorjahr überwiesenen Motion Durrer (cvp, OW;
99.3284) zu, welche verlangt, dass vor der Einführung von neuen staatlichen
Vorschriften und Verfahren ein Vollzugstauglichkeitstest bei einer Anzahl von KMU
durchgeführt werden muss. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2001
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte auch der Nationalrat der Verlängerung um fünf Jahre und der
Modernisierung des Mitte 2001 auslaufenden Beschlusses zugunsten wirtschaftlicher
Erneuerungsgebiete (ehemaliger „Bonny-Beschluss“) zu. Ein von einer knappen
Mehrheit der SVP-Fraktion gestellter Nichteintretensantrag war deutlich abgelehnt
worden. In der Detailberatung bestätigte der Rat den Beschluss der kleinen Kammer,
weiterhin Zinskostenbeiträge auszurichten. Dank einer aus SP und SVP gebildeten
Koalition wurde die Bestimmung aufgenommen, dass nur Unternehmen von der
staatlichen Hilfe profitieren können, welche mittelfristig auch Ausbildungsplätze zur
Verfügung stellen. Diese Auflage fand in der Differenzbereinigung beim Ständerat keine
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Gnade. Der Nationalrat forderte mit zwei Postulaten (01.3003; 00.3656) den Bundesrat
auf, einen Bericht auszuarbeiten, der vor allem auch die Auswirkungen des
technologischen Wandels, der Wirtschaftsliberalisierung und der Globalisierung auf die
schweizerische Regionalpolitik und deren Instrumente aufzeigt. Der Ständerat überwies
ebenfalls ein Postulat mit dieser Stossrichtung. 45

Das im Vorjahr vom Bundesrat vorgelegte neue Gesetz über den Schutz des Designs
fand im Parlament oppositionslos Zustimmung und wurde, mit einigen
Detailänderungen, in der Herbstsession verabschiedet. Gegen Jahresende gab der
Bundesrat eine Teilrevision des Patentgesetzes in die Vernehmlassung. Angestrebt wird
eine Anpassung der Bestimmungen über den Patentschutz für Erfindungen aus dem
Bereich der Biotechnologie an die neuen Normen der EU. Konkret geht es darum, auch
lebende Produkte (z.B. Zellen), welche sich laufend verändern, dauerhaft vor
Nachahmung zu schützen. Der Schutz soll allerdings für bestimmte Prozesse wie etwa
das Klonen oder die Verwendung menschlicher Embryonen für kommerzielle Zwecke
ausgeschlossen sein. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2001
HANS HIRTER

Im September veröffentlichte der Bundesrat seine Botschaft über die Verbesserung
von Struktur und Qualität des Angebots des schweizerischen Tourismus. Er entsprach
damit auch einer Forderung, welche das Parlament im Jahr 2000 mit der Überweisung
einer Motion der WAK-NR erhoben hatte. Der Bundesrat ging in seinem Antrag davon
aus, dass die Anpassung der schweizerischen touristischen Infrastrukturen an die
Anforderungen dieses weitgehend globalisierten Marktes in erster Linie im
Verantwortungsbereich der privaten Wirtschaft liegt. Wegen der strukturellen Eigenheit
des schweizerischen Tourismus, welcher schwergewichtig in peripheren Regionen
(Berggebiete) angesiedelt ist und dort oft die einzige wirtschaftliche
Entwicklungsmöglichkeit darstellt, sind aber nach Ansicht der Regierung flankierende
Stützungsmassnahmen des Staates sinnvoll. Ziel des vorgeschlagenen und auf die Jahre
2003-2007 befristeten Tourismusprogramms ist es, sowohl innovative Veränderungen
als auch die Qualität von touristischen Angeboten und Strukturen zu fördern.

Konkret beantragte die Regierung eine Verlängerung des Bundesbeschlusses von 1997
über die Förderung von Innovation und Zusammenarbeit im Tourismus (InnoTour). Die
dazu zur Verfügung stehenden Mittel sollen von jährlich 3,6 Mio Fr. auf 5 Mio Fr.
aufgestockt werden; sie dürfen neu auch für Forschungsprojekte eingesetzt werden.
Gestützt auf Art. 2d dieses Gesetzes sollen zusätzlich 2 Mio Fr. pro Jahr für
Massnahmen zur Aufwertung touristischer Berufe zur Verfügung stehen. Als dritte
Massnahme schlug die Regierung eine Totalrevision des Bundesgesetzes über den
Hotel- und Kurortkredit vor. Mit einem zinslosen und nicht amortisierbaren Darlehen
von jährlich 20 Mio Fr. wird die Gesellschaft für Hotelkredit unterstützt. Die Aufgabe
dieser vor allem von der öffentlichen Hand und den Kantonal- und Grossbanken
getragenen Genossenschaft ist es, die Struktur von überlebensfähigen
kleingewerblichen Beherbergungsbetrieben zu verbessern. Als Instrumente dazu dienen
ihr Darlehen für die Finanzierung von Investitionen und für Kapitalumstrukturierungen.
Ein weiteres Ziel des von der Regierung vorgestellten Tourismusprogramms ist die
Restrukturierung der touristischen Zwecken dienenden Seilbahnen. Konkrete
Massnahmen dazu sind jedoch in der Botschaft nicht enthalten, da der Bundesrat nach
Absprache mit den Kantonen entschied, diesen Prozess weiterhin im Rahmen des
Investitionshilfegesetzes für Berggebiete zu unterstützen. Ende Jahr gab er ergänzend
bekannt, dass diese Bundeshilfe in Zukunft vom Vorliegen eines kantonalen Konzepts
zur Entwicklung der Seilbahnen abhängig sein wird. Das Förderungspaket für den
Tourismus gab im Ständerat zu keinen Diskussionen Anlass und wurde ohne
Gegenstimme verabschiedet. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.2002
HANS HIRTER

Spätestens seit ihrer 1996 vorgestellten Analyse der Regionalpolitik ist die
Landesregierung von der Notwendigkeit einer neuen strategischen Ausrichtung
überzeugt. Zu diesem Zweck hatte das Seco eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung von neuen Strategien und Mitteln für die Regionalpolitik eingesetzt.
Dieser Bericht mit dem Titel „Neue Regionalpolitik“ wurde im Februar des
Berichtsjahres abgeliefert. Der Bundesrat beauftragte das EVD, gestützt auf diesen
Expertenbericht einen Vorschlag für eine Neuorientierung zuhanden einer
Vernehmlassung auszuarbeiten. Gemäss den Leitideen des Bundesrates soll die
Berggebietsförderung auch in Zukunft beibehalten werden. Das Schwergewicht soll
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jedoch, wie es die Expertenkommission in ihrem Bericht verlangt hatte, von der
Unterstützung bei der Bereitstellung von Infrastrukturen hin zur Schaffung von Anreizen
für die Ansiedelung von wettbewerbsfähigen und wertschöpfungsintensiven
Arbeitsplätzen verlagert werden. Damit die Interessen der Bergregionen und generell
der ländlichen Gebiete besser koordiniert werden und sie neben den Kantonen direkt
mit den Bundesstellen in Kontakt treten können, verlangte Ständerat Stadler (cvp, UR;
03.3136) die Schaffung einer Konferenz des ländlichen Raums und der Berggebiete,
analog zu einer 2001 ins Leben gerufenen Institution für die städtischen
Agglomerationen. Dieses Postulat wurde vom Bundesrat nicht bekämpft und vom Rat
ohne Gegenstimme überwiesen. 48

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit den vom Bundesrat im Vorjahr
präsentierten Massnahmen für die Verbesserung von Struktur und Qualität des
Angebots des schweizerischen Tourismus (Totalrevision des Bundesgesetzes über den
Hotel- und Kurortkredit) und für die Förderung von Innovation und Zusammenarbeit
im Tourismus (InnoTour). Im Gegensatz zur kleinen Kammer, wo die Vorlage problemlos
durchgekommen war, standen hier Nichteintretens- und Rückweisungsanträge zur
Debatte. Der Rückweisungsantrag kam von der SP-Fraktion, welche verlangte, dass der
Bundesrat das Schwergewicht auf die Verbesserung der beruflichen Qualifikation der
Arbeitskräfte im Tourismus legt und zudem ein Projekt zur Entschuldung der
Unternehmen ausarbeitet. Finanziert werden könnte letzteres aus den zusätzlichen
Mehrwertsteuereinnahmen, welche sich aus dem geplanten Verzicht auf die
Fortführung des ermässigten Sondersteuersatzes ergeben würden. Der
Nichteintretensantrag wurde von einer aus SVP-Abgeordneten gebildeten
Kommissionsminderheit gestellt und von Blocher (ZH) vertreten. Dieser lehnte das
Programm aus ordnungspolitischen Gründen ab: Mit der Fortführung der Subventionen
werde der notwendige Strukturwandel verhindert und nicht überlebensfähige Betriebe
künstlich am Leben erhalten. Der Rückweisungsantrag der SP wurde mit 91:56 Stimmen
abgelehnt. Die Nichteintretensanträge von Blocher richteten sich gegen die beiden
zugehörigen Finanzierungsbeschlüsse. Sie wurden mit 121:23 resp. 117:31 Stimmen
abgelehnt, wobei sich die SVP-Fraktion im Verhältnis zwei zu eins hinter Blocher stellte;
aus den anderen Fraktionen erhielt er bloss die Unterstützung eines Freisinnigen und
eines Sozialdemokraten. Die Fraktionssprecher der FDP, der CVP und der Liberalen
wandten sich gegen den ordnungspolitischen Rigorismus Blochers, da der Hauptakzent
des Programms auf die Innovation gelegt werde. Zudem sei der Tourismus die
wichtigste und nicht ersetzbare Wirtschaftsbranche der Randregionen und müsse
gegen eine staatlich wesentlich stärker geförderte ausländische Konkurrenz bestehen.
In der Detailberatung unterlag die Linke mit ihren Anträgen, zusätzliche Mittel im Betrag
von 5 Mio Fr. vom Hotelkredit zu den Qualifizierungsmassnahmen zu verlagern resp. die
Freigabe der Kredite von der Ratifikation der Protokolle der Alpenkonvention abhängig
zu machen. Keine Mehrheit fand auch ein Antrag Gysin (sp, BS) für die Streichung der
Bestimmung, dass von dieser Unterstützung nur Hotels in Berggebieten, nicht aber in
den Städten profitieren können. Dieser Kredit von 100 Mio Fr. für die Finanzierung der
Schweizerischen Gesellschaft für Hotelkredit hatte allerdings grösste Mühe, im
Nationalrat das unter dem Regime der Ausgabenbremse erforderliche absolute Mehr zu
erreichen. Die Gegenstimmen und Enthaltungen aus den Fraktionen der SP, der GP und
der SVP waren derart zahlreich, dass dies erst im dritten Anlauf gelang, nachdem der
Vierjahreskredit von 100 auf 50 Mio Fr. reduziert worden war. Nachdem der Ständerat
auf 100 Mio Fr. beharrt hatte, kam die Kompromisslösung von 80 Mio Fr. der
Einigungskonferenz zum Tragen. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Zahlungsrahmen von 200 Mio Fr. für
die Periode 2005-2009 zugunsten der Organisation Schweiz Tourismus. Deren primäre
Aufgabe ist die Werbung im Ausland für das schweizerische Fremdenverkehrsangebot,
und sie wird zu mehr als zur Hälfte vom Bund finanziert. Die vom Bundesrat
vorgeschlagenen 200 Mio Fr. lagen zwar um 10 Mio höher als der letzte Rahmenkredit,
aber bedeutend niedriger als die von Schweiz Tourismus gewünschten 277 Mio Fr.,
welche eine Steigerung um fast 40% bedeutet hätten. Die Marketingorganisation des
Tourismus begründete ihre Forderung damit, dass es darum gehe, in den sich stark
entwickelnden Kundenmärkten Russland und vor allem China vermehrt präsent zu sein.
Dem Ständerat erschien der bundesrätliche Vorschlag allerdings zu knauserig. Mit
knappem Mehr erhöhte er den Beitrag auf 230 Mio Fr. Der Nationalrat stimmte jedoch
für die von der Regierung vorgeschlagenen 200 Mio für fünf Jahre. Angesichts der
Tatsache, dass der Bund unter diversen Titeln pro Jahr rund 210 Mio Fr. direkte
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Subventionen an die Tourismusförderung bezahlt und der Branche zudem einen
reduzierten Mehrwertsteuersatz für Übernachtungen gewährt, drängt sich nach Ansicht
der Wirtschafts- und Abgabenkommissionen beider Räte eine Gesamtschau über die
staatlichen Unterstützungsmassnahmen und ihre Wirkungen auf. Beide Ratskammern
überwiesen ein Postulat, das den Bundesrat zur Vorlage eines entsprechenden Berichts
auffordert. Um aufgrund der Resultate dieses Berichts rasch eventuelle
Reformvorschläge umsetzen zu können, beschloss der Ständerat in der ersten Runde
der Differenzbereinigung, die Laufzeit des Kreditrahmens für Schweiz Tourismus von
fünf auf drei Jahre zu verkürzen. Am Kreditrahmen von 46 Mio Fr. pro Jahr (also 138 Mio
für die Dreijahresperiode) hielt er jedoch fest. Danach schwenkte auch der Nationalrat
auf diese Lösung ein; er tat dies gegen den Widerstand der Linken, welche den
bundesrätlichen Vorschlag von 40 Mio Fr. pro Jahr bis zuletzt verteidigte. 50

Mit einem auf zehn Jahre befristeten Bundesbeschluss hatte das Parlament 1995 die
rechtlichen Voraussetzungen für die finanzielle Unterstützung des Standortmarketings
der Schweiz (durchgeführt durch die Organisation „Standort Schweiz“) geschaffen.
Gemeinsam mit den Kantonen wirbt diese Organisation bei Investoren im Ausland für
die Unternehmensansiedelung in der Schweiz. Um diese Arbeit fortführen zu können,
beantragte der Bundesrat im Berichtsjahr, ein Bundesgesetz zur „Förderung der
Information über den Unternehmensstandort Schweiz“ zu schaffen und für die Jahre
2006 und 2007 einen Rahmenkredit von maximal 9,8 Mio Fr. zu bewilligen. In der
Vernehmlassung hatten sich Economiesuisse und die SVP gegen die Fortführung dieses
Projekts ausgesprochen und eine bessere Koordination der Aktivitäten der übrigen sich
mit der Imagepflege der Schweiz im Ausland betrauten Organisationen
(Exportförderung, Pro Helvetia, Schweiz Tourismus) verlangt. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.11.2004
HANS HIRTER

Nachdem der Expertenentwurf für eine neue Regionalpolitik verwaltungsintern
überarbeitet worden war, gab der Bundesrat die Vorlage im Mai in die Vernehmlassung.
Wie aus dem Expertenentwurf bekannt, will der Bund nicht mehr den Bau von einzelnen
Infrastrukturprojekten (z.B. Skilifte, Mehrzweckhallen) in den strukturschwachen
Regionen mitfinanzieren, sondern Anschubfinanzierungen für Projekte leisten, welche
die Unternehmen in den Regionen gemeinsam konkurrenzfähiger machen. Konkret
würde beispielsweise der Aufbau von Vermarktungs- und Technologie- resp.
Ausbildungszentren gestützt, von deren Leistungen die ansässigen Unternehmen
profitieren könnten. Derartige Starthilfe soll nicht nur in Bergebieten, sondern auch in
Agglomerationen und grenznahen Regionen ausgerichtet werden. Überhaupt keine
Bundeshilfe mehr würden hingegen einzelne Bergtäler erhalten, deren Wirtschaft über
kein Entwicklungspotential verfügt. Nicht mehr weitergeführt werden soll auch der
sogenannte Bonny-Beschluss, der in strukturschwachen Regionen einzelnen
Unternehmen mit Bundesmitteln unter die Arme greift. Für diese neue Regionalpolitik
gedenkt der Bundesrat etwa gleich viel Geld einzusetzen wie bisher, d.h. rund CHF 70
Mio. pro Jahr. In der Vernehmlassung äusserten sich die Bergkantone, die meisten
Kantone der Westschweiz und auch die SVP ablehnend; ihrer Meinung nach muss sich
die Hilfe weiterhin ausschliesslich auf Berggebiete konzentrieren. Die geringe
Unterstützung für die Vernehmlassungsvorlage veranlasste den Bundesrat, eine
Arbeitsgruppe zur Überarbeitung des Projekts einzusetzen. In dieser sind die Kantone
prominent vertreten. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2004
HANS HIRTER

Im Mai beschloss der Bundesrat, die Weiterarbeit an der Revision des Lotteriegesetzes
vorläufig einzustellen. Vorangegangen war diesem Entscheid die Vernehmlassung zu
einem Expertenentwurf, welche vor allem bei den Kantonen sehr negative Reaktionen
ausgelöst hatte, sowie der Beschluss der zuständigen kantonalen Fachdirektoren, ein
Konkordat zur Regelung bestimmter bestehender Probleme namentlich beim Vollzug
auszuarbeiten. Die Rechtskommission des Nationalrats war allerdings der Ansicht, dass
die Kantone die Bestimmungen über die Aufstellung von Glücksspielautomaten
ausserhalb von konzessionierten Casinos zu wenig restriktiv handhaben. Konkret ging es
zur Hauptsache um die bisher vor allem in Restaurants in der Westschweiz aufgestellten
elektronischen Lotterie-Automaten (sog. Tactilo-Automaten). Nach Ansicht der
Lotteriegesellschaften handelt es sich dabei um die elektronische Form der an Kiosken
verkauften Rubel-Lose, nach Ansicht der Spielbankenbetreiber hingegen um
Glücksspielautomaten. Die von der Rechtskommission eingereichte Motion (04.3431)
für eine klare bundesgesetzliche Definition der Glücksspielautomaten unter Einbezug
der Tactilo-Geräte wurde vom Bundesrat bekämpft und fand im Nationalrat keine
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Mehrheit. Der Bundesrat hatte argumentiert, dass er zuerst die Ergebnisse der oben
erwähnten Bestrebungen der Kantone abwarten wolle, bevor er selber wieder aktiv
werde. 53

Der Bundesrat möchte das Verfahren für die Bewilligung von Luftseilbahnen
vereinheitlichen und vereinfachen. Diese Absicht wurde in der im Berichtsjahr
durchgeführten Vernehmlassung begrüsst. Die Kantone wandten sich allerdings
dagegen, dass damit der Bund auch die Zuständigkeit für Skilifte erhielte. In der kurz
vor Jahresende zuhanden des Parlaments vorgelegten Botschaft blieben die Skilifte
explizit im Kompetenzbereich der Kantone. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.2004
HANS HIRTER

Nach der doch recht massiven Kritik am Vernehmlassungsentwurf im Vorjahr befasste
sich eine Arbeitsgruppe mit starker Kantonsbeteiligung mit der von der
Landesregierung geplanten neuen Regionalpolitik. Diese Arbeitsgruppe sorgte dafür,
dass entgegen der ursprünglichen Absicht des Bundesrats gewisse Instrumente der
bisherigen Regionalpolitik beibehalten wurden. Nicht verzichtet werden soll
insbesondere auf die einzelbetriebliche Förderung mit Steuererleichterungen für neu
angesiedelte Unternehmen in strukturschwachen Regionen (sog. Bonny-Beschluss).
Die kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren hiessen die in ihrem Sinn abgeänderte
Version Ende Juni gut, und der Bundesrat präsentierte im November seine Botschaft
für eine neue Regionalpolitik. Seiner Ansicht nach geht es dabei um eine Konzentration
auf das Kernanliegen „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit“ der Regionen. Der
interregionale Ausgleich sei hingegen infolge der Neuregelung des Finanzausgleichs
(NFA) und den Beschlüssen über die Grundversorgungspolitik des Bundes in den
Hintergrund gerückt. Im Zentrum der neuen Regionalpolitik soll die Förderung von
Programmen, Initiativen und Netzwerken stehen, welche die Innovationskraft und
Wettbewerbsfähigkeit der Regionen und ihrer Unternehmen stärken. Mehr Wert als
bisher soll auch auf die Koordination mit den einzelnen Politikbereichen (z.B.
Verkehrspolitik) sowie auf die Ausbildung von Fachleuten für das Management und die
Evaluation der Regionalpolitik gelegt werden. In den Genuss der
Förderungsmassnahmen sollen die Bergregionen, die übrigen ländlichen Gebiete sowie
nahe an der Landesgrenze gelegene Zonen kommen. Städtische Agglomerationen in
Grenzzonen (Basel, Genf) sind davon aber explizit ausgenommen, da diese
wirtschaftlich nicht darauf angewiesen seien resp. von anderen Instrumenten (z.B.
Unterstützung für Verkehrsprojekte) profitieren könnten. Innerhalb der Förderregionen
sollen vorab diejenigen Gebiete zum Zuge kommen, deren Wettbewerbskraft mit den
Massnahmen am meisten gestärkt werden kann. Konkret heisst dies, dass sich die Hilfe
auf regionale Zentren konzentriert und entlegene Bergtäler kaum mehr direkt
berücksichtigt werden. Für deren Schicksal sollen zukünftig in erster Linie die Kantone
verantwortlich sein.
Für die Realisierung dieser neuen Politik schlug der Bundesrat ein neues Bundesgesetz
vor, das diejenigen bisherigen Instrumente, deren Beibehaltung sinnvoll erscheint,
zusammenfasst und zum Teil mit neuen Zielsetzungen ausstattet. Dieses neue Gesetz
soll zeitlich beschränkt sein, seine finanzielle Ausstattung wird über
Mehrjahresprogramme geregelt. In diesem Zusammenhang wird auch eine begriffliche
Neuerung eingeführt: Der Fonds für Investitionshilfe in Berggebieten wird in Fonds für
Regionalentwicklung umbenannt. Er soll vom Bund mit jährlich etwa CHF 30 Mio.
alimentiert werden; dazu fliessen noch etwa CHF 40 Mio. Rückzahlungen von Darlehen
aus dem bisherigen Investitionshilfefonds. Die Kosten der im Rahmen des Bonny-
Beschlusses gewährten Erleichterungen bei der Bundessteuer wurden auf rund CHF 20
Mio. pro Jahr geschätzt. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.11.2005
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit den Vorschlägen des Bundesrats aus dem
Vorjahr zur Vereinheitlichung und Vereinfachung des Verfahrens für die Bewilligung
von Luftseilbahnen zur Personenbeförderung. Das Vorhaben wurde insbesondere auch
von den Tourismusvertretern im Rat begrüsst. Die Vorlage war unbestritten und wurde
mit einigen kleinen, von der Kommission vorgeschlagenen Veränderungen
verabschiedet. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2005
HANS HIRTER
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Das Standortmarketing für die Schweiz wird vom Bund weiterhin unterstützt. Das
Parlament genehmigte das Bundesgesetz zur „Förderung der Information über den
Unternehmensstandort Schweiz“. Der Ständerat war als Erstrat mit dem Konzept
einverstanden, kürzte aber die Geltungsdauer von zehn auf sechs Jahre und nahm die
Bestimmung auf, dass das federführende Seco bereits nach drei Jahren, statt wie vom
Bundesrat vorgeschlagen nach vier, eine Evaluation durchführen muss. Im Nationalrat
stellten die Kommissionsmitglieder der SVP erfolglos einen Antrag auf Nichteintreten,
da erstens die Vielfalt der Organisationen, die sich mit der Werbung für die Schweiz
befassen, bereinigt werden müsse, und zweitens die beste Standortwerbung die
Schaffung von wirtschaftsfreundlichen Rahmenbedingungen sei. Die Grünen hatten
diesen Nichtseintretensantrag unterstützt, da für sie das Projekt kein ökologisch
nachhaltiges Wachstum fördere. In der Detailberatung unterlagen Anträge der
Kommissionsmitglieder der SP und der GP, die Anwerbung auf nachhaltig resp. sozial
produzierende Unternehmen zu beschränken, und zudem in einem Grundsatzkonzept
festzuhalten, welche Branchen und Firmen in der Schweiz überhaupt erwünscht
seien. Nach diesen Abstimmungsniederlagen beteiligte sich die SP nicht an der
Gesamtabstimmung und das Vorhaben scheiterte mit 54 zu 64 Stimmen bei 35
Enthaltungen. Da der Ständerat auf seiner Version beharrt hatte, aber mit der Einfügung
des Begriffs „nachhaltige Entwicklung“ in den Zweckartikel den Anliegen der Linken
etwas entgegen gekommen war, musste der Nationalrat ein zweites Mal darauf
eintreten. Da nun auch die SP zustimmte, passierte die Vorlage diesmal auch die
Gesamtabstimmung und wurde von beiden Räten in der Schlussabstimmung
gutgeheissen. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Genehmigung von zwei Abkommen zum
europäischen Patentsystem und die dazu erforderlichen Änderungen des
Patentgesetzes. Die Neuerungen betrafen weitgehend technische Aspekte. Das
Parlament hiess die Abkommen und die Gesetzesrevision gut. Im November beantragte
der Bundesrat dem Parlament eine weitere Revision des Patentrechts. Es ging dabei
unter anderem um einige technische Neuerungen bei der Anmeldung und Behandlung
von Patenten sowie bei der Bekämpfung von Piraterie an Geistigem Eigentum. Zudem
beabsichtigte der Bundesrat, das vom Bundesgericht erlassene Verbot des
Parallelimports patentrechtlich geschützter Waren (sog. Kodak-Entscheid aus dem Jahr
1999) ins Patentgesetz aufzunehmen. Eindeutig im Zentrum der Vorlage steht aber die
Einführung eines Patentschutzes für biotechnologische Erfindungen. Die angestrebte
Balance zwischen dem Schutz der Forschungstätigkeit und ihrer wirtschaftlichen
Nutzung einerseits und ethischen Schranken andererseits soll gemäss Bundesrat in
enger Anlehnung an die Biotechnologie-Richtlinie der EU geschehen. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2005
HANS HIRTER

Der Bundesrat eröffnete im Frühjahr eine Vernehmlassung über eine weniger restriktive
Verordnung für die Zulassung von Glückspielautomaten. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.03.2006
HANS HIRTER

Als Zweitrat hiess der Nationalrat die Vereinheitlichung und Vereinfachung des
Verfahrens für die Bewilligung von Luftseilbahnen zur Personenbeförderung gut. Ein
Antrag, den Bund mit dem Gesetz auch auf die Förderung der Seilbahnen zu
verpflichten, scheiterte deutlich. Obwohl die Grünen mit mehreren Anträgen
unterlagen, welche umweltschutzpolitische Aspekte stärker betonen wollten, hiessen
schliesslich in der Gesamtabstimmung alle Fraktionen das revidierte Gesetz gut. Die
wenigen Differenzen zwischen den beiden Kammern waren rasch bereinigt. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Das Parlament befasste sich im Berichtsjahr mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen
neuen Regionalpolitik. Als Erstrat musste der Ständerat in der Frühjahrssession zur
Kenntnis nehmen, dass seine vorberatende Kommission nicht in der Lage gewesen war,
das Ende 2005 vom Bundesrat vorgelegte Paket vollständig zu beraten. Er hiess deshalb
zuerst einmal, als Übergangslösung bis zur Inkraftsetzung des neuen Gesetzes, die
Verlängerung der Geltungsdauer für die bestehenden Instrumente gut. Der Nationalrat
folgte ihm in der Sommersession. Im Einzelnen handelte es sich dabei um folgende
Programme: Interreg III der EU, Unterstützung des Strukturwandels im ländlichen Raum,
Unterstützung von Investitionsvorhaben und überbetriebliche Investitionen in
wirtschaftlichen Erneuerungsgebieten sowie Massnahmen zugunsten von
wirtschaftlichen Erneuerungsgebieten. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

01.01.89 - 01.01.19 16ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Das neue Bundesgesetz über die Regionalpolitik, das die Mitfinanzierung von
infrastrukturellen Einzelprojekten durch die Unterstützung von Massnahmen ersetzen
will, welche die Konkurrenzfähigkeit einer Region insgesamt stärken, kam dann in der
Sommersession vor den Ständerat. Dieser nahm es ohne bedeutende Änderungen an.
Im Nationalrat, der die Vorlage ebenfalls noch in der Sommersession verabschiedete,
beantragte eine von Gysin (sp, BS) angeführte Kommissionsminderheit die Rückweisung
an den Bundesrat mit der Auflage, alle Regionen, das heisst auch die grossen Städte, in
die Regionalpolitik einzubeziehen. Gysin fand für seinen Antrag im ganzen Rat nur bei
vier anderen Abgeordneten Unterstützung. In der Detailberatung wurden Anträge der
Linken abgelehnt, welche die Ziele der nachhaltigen Entwicklung und der Schonung der
Ressourcen stärker gewichten wollten. Nicht besser erging es auch einem Antrag aus
ihren Reihen, eine bessere Zusammenarbeit unter den Gemeinden, den Kantonen und
dem Bund mit der Einrichtung einer Tripartiten Konferenz anzustreben. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

Der Bundesrat veröffentlichte gegen Jahresende eine Botschaft zu einem Bundesgesetz
über die Aufhebung und die Vereinfachung von Bewilligungsverfahren. Darin stellt er
dar, welche Vereinfachungen und Aufhebungen von Genehmigungsverfahren er in
naher Zukunft durchführen will (resp. bereits eingeleitet hat). Die meisten dieser
Massnahmen sind auf Verordnungsstufe geregelt oder gelten als Verwaltungspraxis. Die
Kompetenz zu ihrer Aufhebung oder Abänderung liegt deshalb beim Bundesrat, den
Departementen oder den zuständigen Bundesämtern. Für einige Neuerungen (z.B. die
Aufhebung der immer noch verlangten Genehmigung des Handels mit gebrannten
Wassern über die Kantonsgrenzen hinweg) braucht es hingegen eine Gesetzesänderung.
Mit der Summe dieser an sich unspektakulären Vereinfachungen sollen die
Unternehmen Millionen von Arbeitsstunden einsparen können. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2006
HANS HIRTER

Im Februar leitete der Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur Umsetzung der
Neuen Regionalpolitik des Bundes und deren Finanzierung für die Periode 2008-2015
zu. Gemäss dem im Vorjahr verabschiedeten neuen Gesetz legte er darin die
Schwerpunkte der Regionalförderung fest. Die Massnahmen sollen sich in erster
Priorität auf die Begünstigung von exportorientierten industriellen
Wertschöpfungssystemen und auf die Unterstützung des Strukturwandels im Tourismus
konzentrieren. Ergänzend und in zweiter Priorität sollen auch Produktionen und
Dienstleistungen gefördert werden, welche die spezifischen Ressourcen der
Berggebiete nutzen. Die Regierung unterstrich in ihrer Botschaft die enge
Zusammenarbeit mit den kantonalen Volkswirtschaftsdirektionen sowohl bei der
Ausarbeitung dieser Zielsetzung als auch bei deren späteren Umsetzung. Im
zugehörigen Finanzbeschluss beantragte der Bundesrat eine Einlage in den Fonds für
Regionalentwicklung für die nächsten acht Jahre von 230 Mio Fr. Zusammen mit den
Amortisationen aus den IHG-Darlehen sollten damit etwa gleich viele Mittel zur
Verfügung stehen wie in den vergangenen Jahren. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2007
HANS HIRTER

Der Bundesrat kam von seinem Vorhaben wieder ab, die drei Organisationen Präsenz
Schweiz, Schweiz Tourismus und Location Switzerland zu einer neuen
öffentlichrechtlichen Anstalt zusammen zu schliessen. Er beschränkte sich darauf, die
Standortwerbung für Unternehmen (Location Switzerland) und die Investitions- und
Exportförderungsagentur zugunsten von Entwicklungsländern in die Strukturen der
Exportförderung (Osec) einzugliedern. Er schlug dies dem Parlament im Februar
gleichzeitig mit den Beschlüssen für die Finanzierung der Export-, der Standort- und
der Tourismusförderung für die Periode 2008-2011 in einer gemeinsamen Botschaft
vor. Für die Exportförderung beantragte er einen Kreditrahmen von 68 Mio Fr., für die
Werbung als Standort für Unternehmen (LOCATION-Switzerland) deren 13,6 Mio Fr. und
für die Tourismuswerbung 186 Mio Fr.; das Programm zur Förderung der Innovation und
Zusammenarbeit im Tourismus (innotour) soll um weitere vier Jahre verlängert werden
und in dieser Periode 21 Mio Fr. erhalten. 65

BUNDESRATSGESCHÄFT
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HANS HIRTER
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Das Parlament verabschiedete die Unternehmenssteuerreform II, welche insbesondere
die doppelte Besteuerung von Unternehmensgewinnen (beim Unternehmen und bei
den Aktionären) teilweise aufhebt und Erleichterungen für KMU bringt. Da die Linke
dagegen das Referendum einreichte, wird im Jahr 2008 definitiv darüber entschieden.
Der Nationalrat hiess zudem zwei Motionen der FDP- resp. der SVP-Fraktion für eine
Senkung des Steuersatzes für Unternehmensgewinne bei der Bundessteuer gut.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2007
HANS HIRTER

Im Ständerat war Eintreten unbestritten. Bei der Zielsetzung nahm der Rat eine
Ausweitung des Begriffs Wertschöpfungssysteme vor, indem er den einschränkenden
Begriff „industrielle“ strich. Eine grössere Debatte ergab sich bei der Absicht des
Bundesrates, politische Reformen, welche der Verbesserung der Regionalpolitik
dienen, zu unterstützen. Erst nachdem Bundesrätin Leuthard betont hatte, es gehe
nicht darum, vom Bund her den Kantonen Gebietsreformen und Gemeindefusionen
aufzuzwingen, stimmte der Rat mit 18 zu 17 Stimmen zu. In den Gesamtabstimmungen
über die Umsetzung der neue Regionalpolitik und den zugehörigen
Finanzierungsbeschluss gab es keine Gegenstimmen. Der Nationalrat übernahm die
Änderungen des Ständerats. Bei der Finanzierung lehnte er einen von der Linken und
der Mehrheit der CVP unterstützten Antrag für eine Erhöhung um 10 Mio auf 240 Mio.
Fr. knapp ab. In der Gesamtabstimmung nahm der Rat das Programm mit 151 zu 17
Stimmen (davon 16 aus der SVP) an. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Für die Tourismuswerbung und das Projekt innotour bewilligte das Parlament die
Rahmenkredite für die Periode 2008-2011.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Als Erstrat befasste sich der Nationalrat mit dem Geschäft. Die SVP-Fraktion beantragte
Rückweisung der Vorlage an den Bundesrat mit dem Auftrag, auch die Organisationen
„Pro Helvetia“ und „Präsenz Schweiz“, welche sich mit der Kulturförderung resp. der
Information über die Schweiz im Allgemeinen befassen, in die Strukturen der
Exportförderung zu integrieren. Diesen Antrag lehnte der Rat mit 131 zu 35 deutlich ab.
Beim Vierjahreskredit für die Exportförderung fanden Erhöhungsanträge der SP von 68
Mio Fr. auf 88 Mio resp. der FDP auf 76 Mio Fr. keine Mehrheiten. Erfolglos blieb die SP
auch mit ihrem Antrag, den Kredit für die Standortwerbung von 13,6 auf 24 Mio Fr.
aufzustocken. Der Nationalrat blieb auch auf seinem restriktiven Kurs, als er die von
Vollmer (sp, BE) und Barthassat (cvp, GE) verlangten zusätzlichen 9 Mio Fr. für die
Tourismuswerbung und die von Chevrier (cvp, VS) gewünschten Mehrausgaben von 7
Mio Fr. für innotour ablehnte.

Im Ständerat war Eintreten unbestritten. Die Beschlüsse zur Zusammenlegung der
Export- und Standortwerbung sowie die Finanzierungsbeschlüsse für diesen Bereich
sowie zu innotour fanden einhellig Zustimmung. Für die Tourismuswerbung beantragte
die WAK eine Erhöhung des Kredits von 186 auf 195 Mio Fr. und setzte sich damit gegen
den Bundesrat durch. Die Begründung der WAK lautete, dass die meisten Ausgaben der
Tourismuswerbung im Ausland anfallen und deshalb die dort im Vergleich zur Schweiz
höhere Teuerung berücksichtigt werden müsse. In der Differenzbereinigung konnten
sich die beiden Ratskammern nicht einigen, da die Erhöhung der Beiträge um 9 Mio Fr.
für die Tourismuswerbung im Nationalrat von einer Mehrheit, gebildet aus den
geschlossenen Grünen, einer starken Mehrheit der SVP, etwa der Hälfte der SP sowie
einzelnen Mitgliedern der FDP- und CVP-Fraktionen, erfolgreich bekämpft wurde.
Durchsetzen konnte sich schliesslich der Kompromissvorschlag der
Einigungskommission für eine Steigerung auf 191 Mio Fr. (+5 Mio) für die Periode 2008-
2011. 67

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
HANS HIRTER

Für einige Aufregung sorgte die Umsetzung des Beschlusses des Parlaments vom
Vorjahr, den so genannten Bonny-Beschluss zur Förderung strukturschwacher
Regionen weiterzuführen. Dieses Instrument erlaubt es unter anderem, neu
angesiedelte ausländische Unternehmen für zehn Jahre von der direkten Bundessteuer
zu befreien. Die vom Bundesrat im Sommer angekündigte und trotz heftiger Proteste
auf Anfang 2008 in Kraft gesetzte Neubestimmung der in Frage kommenden Gebiete
beschränkte diese auf die ärmsten und strukturschwächsten Regionen der Schweiz.
Bisherige Nutzniesser, die ihre ökonomischen Probleme der 70er und 80er Jahre
überwunden haben wie die Industriestädte Schaffhausen, Thun, Biel und Neuenburg,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2007
HANS HIRTER
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aber auch heute prosperierende ländliche Regionen im Genferseegebiet und im
Unterwallis gehören nicht mehr dazu. Dies führte namentlich in der Romandie zu
Protesten, während umgekehrt Zürich und Zug verlangten, dass diese selektive
einzelbetriebliche Förderung ganz aufgehoben werde. 68

Der Bundesrat gab, wie vom Parlament im Vorjahr gefordert, gegen Jahresende den
Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke Schweiz und des Schweizer Wappens
in die Vernehmlassung. Beim Wappen definierte er den genauen Farbton des roten
Hintergrundes. Wirtschaftlich von Bedeutung ist, unter welchen Bedingungen das
Wappen und die Bezeichnung „Swiss Made“ in der Werbung und Etikettierung
verwendet werden dürfen. Neu soll dies nur noch dann möglich sein, wenn bei Waren
mindestens 60% der Herstellungskosten im Inland angefallen sind. 69

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2007
HANS HIRTER

Das Parlament stimmte den im Vorjahr vom Bundesrat beantragten
Gesetzesänderungen zur Aufhebung resp. Vereinfachung von Bewilligungsverfahren
zu. Im Ständerat geschah dies ohne Diskussion und ohne Gegenstimmen, im Nationalrat
opponierte die Linke bei zwei Einzelbestimmungen erfolglos gegen Vereinfachungen, in
denen sie eine Abschwächung von Umweltschutznormen sah. In der
Gesamtabstimmung passierte die Vorlage auch in der grossen Kammer ohne
Gegenstimmen. 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER

Die im Vorjahr vom Parlament verabschiedete Unternehmenssteuerreform II war von
der Linken mit einem Referendum bekämpft worden. Das Volk stimmte ihr am 24.
Februar mit einer hauchdünnen Mehrheit von 50,5% zu.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.2008
HANS HIRTER

Die Vernehmlassung über den Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke
Schweiz und des Schweizer Wappens ergab einige Kritik. Umstritten war insbesondere
die Bestimmung, dass bei Industrieprodukten ein Mindestanteil von 60% der
Herstellungskosten in der Schweiz anfallen muss, wenn das Erzeugnis die Bezeichnung
„Swiss made“ trägt. In der Schweiz angefallene Forschungs- und Entwicklungskosten
dürfen dabei mit eingerechnet werden. Namentlich für Vertreter der Uhrenindustrie,
die alle Rohstoffe aus dem Ausland importieren muss, lag diese Grenze zu hoch.
Konsumentenvertreter verlangten auf der anderen Seite, dass bei verarbeiteten
Lebensmitteln der Minimalanteil einheimischer Wertschöpfung auf mindestens 90%
angesetzt werden muss. Damit soll verhindert werden, dass beispielsweise mit
ausländischer Milch im Inland hergestellter Käse als Schweizer Käse verkauft werden
darf. Im Oktober beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage. Er versprach dabei, die eingegangenen Einwände gegen den 60%-
Anteil der Wertschöpfung für den Lebensmittelbereich noch einmal zu überprüfen. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.10.2008
HANS HIRTER

Im November publizierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Markenschutzgesetzes und zu einem neuen Bundesgesetz über den Schutz des
Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (so genannte Swissness-Vorlage).
Die Herkunftsbezeichnung Schweiz (und die damit oft in Zusammenhang gebrachten
Charakteristiken wie Qualität, Zuverlässigkeit etc.) erwirkt nach Ansicht des
Bundesrates für eine Vielzahl von Produkten einen Mehrwert im internationalen
Wettbewerb. Da die Marke Schweiz aber bisher kaum oder gar nicht definiert ist, wird
sie auch von Anbietern verwendet, deren Produkte wenig bis gar keinen Zusammenhang
mit der Schweiz haben. Dasselbe gilt auch für die Verwendung des schweizerischen
Wappens. Die angestrebte genaue Definition der Herkunft einer Ware oder
Dienstleistung ist allerdings in der heutigen globalisierten und hoch arbeitsteiligen
Wirtschaft alles andere als einfach. Der Bundesrat schlug vor, bei unverarbeiteten
Naturprodukten (Metalle, Lebensmittel) den Ort der Gewinnung (Erzmine, Ernteort) als
einziges Kriterium zuzulassen. Bei verarbeiteten Produkten wird hingegen von einem
Mindestanteil des Wertzuwachses ausgegangen. Für die verarbeiteten Naturprodukte
müssen mindestens 80% des Gewichts der Rohstoffe oder der Zutaten, aus denen sich
das Produkt zusammensetzt, aus dem Inland stammen. Bei industriellen Erzeugnissen
müssen mindestens 60% der Herstellungskosten des Produkts in der Schweiz anfallen.
Dabei dürfen die Forschungs- und Entwicklungskosten berücksichtigt werden, nicht
hingegen die Vermarktungs- und Servicekosten. Ausnahmen von dieser Regelung sind
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aber in bestimmten Fällen zugelassen. So etwa bei verarbeiteten Produkten, deren
hauptsächliche Rohstoffe in der Schweiz nicht oder nur in ungenügenden Mengen
vorkommen (z.B. Kakao für die Schokoladeherstellung oder Seide für Textilien).
Erforderlich ist in diesen Fällen aber, dass das Produkt erst durch die Verarbeitung
seine besondere Eigenschaft erhält (z.B. Verarbeitung von Milch zu Käse oder
Metallteilen zu einer Uhr). Die geschützte Herkunftsangabe kann auch für
Dienstleistungen beansprucht werden. Ein Unternehmen muss dafür aber nicht nur
eine Postadresse, sondern ein Zentrum der tatsächlichen Verwaltung in der Schweiz
haben. Einige schweizerische Produzenten reagierten auf die Vorschläge negativ und
bezeichneten die postulierten Grenzwerte als zu anspruchsvoll. Für die
Konsumentenorganisationen gingen demgegenüber die Ausnahmeregelungen bei
Produkten, deren Hauptkomponenten in der Schweiz knapp sind, zu weit (als mögliches
negatives Beispiel wurde die Verwendung von brasilianischem Rindfleisch zur
Produktion von schweizerischem Bündner Trockenfleisch erwähnt).

Das neue Bundesgesetz über den Schutz des Schweizerwappens und anderer
öffentlicher Zeichen führt eine klar definierte Unterscheidung ein: Das Wappen
(Schweizerkreuz in einem Wappenschild) der Eidgenossenschaft darf grundsätzlich nur
noch von dieser selbst oder von ihren Einheiten verwendet werden. Den wenigen
Firmen, die das Schweizerwappen seit Jahrzehnten für Waren und Dienstleistungen aus
der Schweiz verwenden, kann das EJPD ein Weiterbenutzungsrecht erteilen. Die
Schweizerfahne und das Schweizerkreuz hingegen dürfen künftig von allen Herstellern
von Produkten und Anbietern von Dienstleistungen verwendet werden, welche die
Voraussetzungen zur Verwendung der Markenbezeichnung «Schweiz» erfüllen. 72

Um dem seit Jahrzehnten wachsenden Wettbewerbs- und Konkurrenzdruck auf den für
die Schweiz wichtigen Wirtschaftszweig Tourismus zu begegnen und das Potenzial als
Tourismusstandort auch künftig ausschöpfen zu können, verabschiedete der Bundesrat
im Sommer eine „Wachstumsstrategie für den Tourismusstandort Schweiz“. Mithilfe
der neuen Strategie, deren erstmalige Umsetzung für die Legislaturperiode 2012─2015
geplant ist, soll über die Schaffung verbesserter Rahmenbedingungen und eine gezielte
Standortförderung (u.a. durch die Integration der touristischen Landeswerbung in die
allgemeine Standortpromotion des Bundes) nachhaltiges Wachstum erreicht werden.
Daneben schickte die Landesregierung die Revision des bis Januar 2012 befristeten
Bundesgesetzes über die Förderung von Innovation und Zusammenarbeit im
Tourismus (Innotour) in die Vernehmlassung. Dieses soll mit dem Bereich
Wissensaufbau ein drittes Standbein erhalten und in ein unbefristetes Gesetz überführt
werden. 73

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.07.2010
SUZANNE SCHÄR

Obschon sich das Parlament bis Ende des Berichtsjahrs noch nicht mit der Swissness-
Vorlage beschäftigt hat, wurde die Ende 2009 vom Bundesrat vorgelegte Botschaft in
den Medien häufig thematisiert. Kritik wurde insbesondere aus der Lebensmittel- und
Uhrenbranche laut. Aber auch Unternehmen des Detailhandels sorgten sich um ihre
Wettbewerbsfähigkeit. Vorbehalte wurden v.a. in Bezug auf die vorgesehene
Ausgestaltung des Rohstoff- und des Wertschöpfungskriteriums laut. Ersteres
bestimmt, dass grundsätzlich 80% des Rohstoffgewichts eines Nahrungsmittels
schweizerischer Provenienz sein muss, um unter Schweizer Herkunftsangabe
vermarktet werden zu können (Ausnahmen gelten für Rohstoffe, die in der Schweiz
nicht, oder vorübergehend nicht in genügender Menge, vorkommen). Für die
industriellen Produkte soll die analoge Regel einer mindestens sechzigprozentigen
Wertschöpfung gelten. 74

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.2010
SUZANNE SCHÄR

Ende des Jahres verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Aufhebung des
„Bundesbeschlusses über die Förderung der Heimarbeit“ von 1949. Mit Hinweis auf
den grundlegenden Wandel im Heimarbeitsmarkt und insbesondere auf die
Kompensation unverschuldeter kantonaler Strukturlasten über die Neugestaltung des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen (NFA) per 2008 schlägt der Bundesrat
die ersatzlose Streichung der subsidiären Unterstützung der unselbständigen
gewerblichen und industriellen Heimarbeit vor. 75
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Ende 2011 lief die Finanzierung verschiedener Instrumente der Standortförderung des
Bundes aus. Davon betroffen waren die Exportförderung, die Promotion des
Wirtschaftsstandorts Schweiz im Ausland (Standortpromotion), die touristische
Landeswerbung (Schweiz Tourismus) und das E-Government. Des Weiteren wurden den
eidgenössischen Räten eine neue Gesetzesgrundlage und ein Finanzierungsbeschluss
über die Förderung von Innovation, Zusammenarbeit und Wissensaufbau im Tourismus
(Innotour) unterbreitet. Zudem wurden Anpassungen bezüglich der befristeten
Ergänzung der Versicherungsleistungen der Schweizerischen Exportrisikoversicherung
(SERV), des Bundesgesetzes über das gewerbliche Bürgschaftswesen sowie in Bezug auf
den Finanzierungsbeschluss über die Neue Regionalpolitik (NRP) angestrebt. Im Februar
beantragte der Bundesrat dem Parlament, für diese Bereiche gesamthaft 316 Millionen
Franken für die Jahre 2012 bis 2015 zu bewilligen. Abweichend von den Anträgen des
Bundesrates stockten die beiden Kammern die Beiträge für Schweiz Tourismus und die
Agentur für Exportförderung (Osec) auf. Insgesamt sprach das Parlament 360 Millionen
Franken für die Standortförderung. Der Löwenanteil von 222 Millionen entfiel dabei auf
die Marketingagentur Schweiz Tourismus. Ursprünglich hatte der Bundesrat dafür 187,3
Millionen Franken vorgesehen. Angesichts der auf die Frankenstärke
zurückzuführenden Schwierigkeiten der Tourismusbranche einigten sich der Ständerat
und der Nationalrat jedoch darauf, die Finanzhilfen deutlich zu erhöhen. Die Beiträge
für die Osec hoben die beiden Parlamentskammern von 75 auf 84 Millionen Franken
an. 76

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2011
LAURENT BERNHARD

Im Berichtsjahr setzte sich das eidgenössische Parlament auf intensive Art und Weise
mit der Swissness-Vorlage auseinander. Die entsprechende Botschaft hatte der
Bundesrat bereits im Jahr 2009 verabschiedet. Die Landesregierung hatte sich mit
diesem Geschäft zum Ziel gesetzt, die « Marke Schweiz », deren Mehrwert gemäss
Schätzungen rund 5,8 Milliarden Franken pro Jahr betrug, langfristig zu erhalten und
ihre Stellung zu sichern. Dazu sollte das Bundesgesetz über den Schutz von Marken und
Herkunftsangaben (Markenschutzgesetz) geändert und das Bundesgesetz über den
Schutz des Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (Wappenschutzgesetz)
totalrevidiert werden. Im Rahmen des Markenschutzgesetzes schlug der Bundesrat vor,
neue Kriterien zur präziseren Bestimmung der geographischen Herkunft eines Produkts
zu verankern. Was deren Bestimmung betraf, beantragte er eine Unterteilung in drei
Kategorien: Naturprodukte, verarbeitete Naturprodukte und andere Produkte, wobei in
der letztgenannten Kategorie Industrieprodukte im Vordergrund standen. Um die
missbräuchliche Verwendung von « Swiss made » durch ausländische Unternehmen zu
bekämpfen, sah die Vorlage ausserdem ein Register für geographische Markenangaben
sowie die Schaffung eines Schweizer Schutztitels vor. Mit der Revision des
Wappenschutzgesetzes bezweckte der Bundesrat die Unterscheidung zwischen dem
Schutz des Wappens der Eidgenossenschaft (Schweizerkreuz in einem Wappenschild)
einerseits und der Schweizer Fahne und des Schweizerkreuzes andererseits. Während
das Wappen der ausschliesslichen Verwendung durch die Eidgenossenschaft
vorbehalten blieb, sollten die Schweizer Fahne und das Schweizerkreuz auch auf
Produkten von jenen Unternehmen angebracht werden dürfen, welche die zu
bestimmenden Herkunftskriterien der « Marke Schweiz » erfüllten In der
Frühlingsession befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Swissness-Vorlage.
Während mit dem Schutz der « Marke Schweiz » die Hauptzielsetzung unbestritten war,
entbrannte eine heftige Debatte über die genauen Kriterien, die zur Anwendung
gelangen sollten, damit ein bestimmtes Produkt in den Genuss der geographischen
Herkunftsbezeichnung kam. Der bundesrätliche Entwurf erfuhr eine gewichtige
Differenzierung. In Abweichung zum Bundesrat, der bei den verarbeitenden
Naturprodukten einen einheimischen Anteil von mindestens 80 Prozent des
Rohstoffgewichts vorschlug, beschloss der Nationalrat, zwischen stark und schwach
verarbeiteten Lebensmitteln zu unterscheiden. Bei stark verarbeiteten Lebensmitteln
sollten 60 Prozent der Rohstoffe aus der Schweiz stammen und 60 Prozent der
Herstellungskosten in der Schweiz anfallen. Bei wenig verarbeiteten Lebensmitteln
sollte dagegen eine entsprechende 80-Prozent-Regel gelten. Von diesen
Anforderungen ausgeschlossen wurden Rohstoffe, die nicht in der Schweiz produziert
werden konnten (z. B. Kakao) oder temporär nicht zur Verfügung standen. Ausserdem
folgte die grosse Kammer dem Bundesrat in Bezug auf die Restkategorie. Demnach
mussten bei industriellen und anderen Produkten mindestens 60 Prozent der
Herstellungskosten (inklusive Forschung und Entwicklung) in der Schweiz anfallen. Diese
Lösung setzte sich mit 96 zu 84 Stimmen gegenüber einem Anteil von 50 Prozent durch,
welcher namentlich von den Vertretern der exportierenden Industrie bevorzugt wurde.
Aufgrund von zahlreichen Einzelanträgen wurde die Swissness-Vorlage im Ständerat
nicht wie geplant in der Herbst-, sondern erst in der Wintersession beraten. Nach dem
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Nationalrat sprach sich auch die kleine Kammer für einen besseren Schutz der « Marke
Schweiz » aus. Der Ständerat wich jedoch in zwei wichtigen Punkten vom Nationalrat
ab. Was die industriellen Produkte betraf, setzte sich mit 24 zu 18 Stimmen die tiefere
50-Prozent-Hürde durch. Bei den verarbeiteten Naturprodukten verwarf der Ständerat
die Unterscheidung zwischen stark und schwach verarbeiteten Lebensmitteln. Eine
Mehrheit von 29 zu 13 Stimmen erachtete die Anwendung der vom Nationalrat
beschlossenen Differenzierung als zu kompliziert. In Übereinstimmung mit dem
bundesrätlichen Vorschlag sollten bei allen verarbeiteten Produkten mindestens 80
Prozent der Rohstoffe aus der Schweiz stammen. Zur Differenzbereinigung ging die
Swissness-Vorlage zurück an den Erstrat. Das Geschäft wurde im Nationalrat auf die
Frühjahrssession 2013 traktandiert. 77

Im Februar des Berichtsjahres legte der Bundesrat die Eckwerte des künftigen
Geldspielgesetzes fest. Nachdem im Vorjahr der direkte Gegenentwurf zur
Volksinitiative „für Geldspiele im Dienste des Gemeinwohls“ von Volk und Ständen
angenommen worden war, nahm das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement
(EJPD) zusammen mit den Kantonen, der Geldspielbranche sowie der Suchtprävention
die Umsetzung der neuen Verfassungsbestimmung in Angriff. Dabei sollte das
Lotteriegesetz aus dem Jahre 1923 totalrevidiert und mit dem Spielbankengesetz
zusammengeführt werden. Ein zentrales Anliegen betraf eine wirksamere Bekämpfung
der Spielsucht. Die Veranstalter von Geldspielen sollten dazu verpflichtet werden,
geeignete Schutzmassnahmen vorzusehen, um die Wahrscheinlichkeit einer Spielsucht
zu verringern. Dabei sollte ein neues, unabhängiges und aus Fachleuten bestehendes
Organ die Veranstalter beraten und die Aufsichtsbehörden in ihrer Arbeit unterstützen.
Ausserdem wollte die Landesregierung unter gewissen Bedingungen das bestehende
Verbot von Online-Casinospielen lockern. Geldspiele sollten also auch im Internet
angeboten werden dürfen. Schliesslich setzte sich der Bundesrat zum Ziel, die
Ungleichbehandlung der Besteuerung von Geldspielgewinnen zu beseitigen. Während
Gewinne aus Lotterien und Wetten bisher versteuert werden mussten, waren
Spielgewinne, die in Casinos erzielt wurden, steuerfrei. Der Bundesrat schlug vor, die
Besteuerung von Geldspielgewinnen generell aufzuheben. Dank des daraus
entstehenden Attraktivitätsgewinns der Geldspiele in der Schweiz erhoffte er sich eine
Kompensation der unmittelbar anfallenden Steuerausfälle. Entgegen der ursprünglichen
Planung schickte der Bundesrat den Vorentwurf nicht mehr im Jahre 2013 in die
Vernehmlassung. 78

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.02.2013
LAURENT BERNHARD

Der Nationalrat setzte sich in der Frühjahrssession erneut mit der Swissness-Vorlage
auseinander. Im Vordergrund der Differenzbereinigung des Markenschutzgesetzes
standen die genauen Kriterien, die zur Anwendung gelangen sollten, damit bestimmte
Produkte in den Genuss der geographischen Herkunftsbezeichnung kamen. Im Bereich
der Lebensmittel räumte die grosse Kammer eine gewichtige Differenz aus, indem sie
auf die Linie des Ständerats einschwenkte: Mit einer Mehrheit von 107 zu 80 Stimmen
entschied der Nationalrat, dass mindestens 80 Prozent des Rohstoffgewichts aus der
Schweiz stammen musste, damit Lebensmittel als Schweizer Produkte galten.
Ausgenommen von dieser Regelung waren Rohstoffe, die nicht in der Schweiz
produziert werden konnten (z. B. Kakao) oder temporär nicht zur Verfügung standen.
Somit verabschiedete sich der Nationalrat von seinem im Vorjahr beschlossenen
Modell, das von der verarbeitenden Nahrungsmittelindustrie bevorzugt wurde. Dieses
sah eine Unterscheidung zwischen wenig und stark verarbeiteten Lebensmitteln vor,
wobei für Letztere ein Mindestanteil von lediglich 60 Prozent vorgesehen war. Für
Aufsehen sorgte eine Sonderregelung in Bezug auf die Milchprodukte. Der Nationalrat
entschied sich mit 128 zu 56 Stimmen, dass diese nur dann als einheimisch gelten
würden, wenn die verwendete Milch ausschliesslich aus der Schweiz stammte. Bei den
Industrieprodukten hielt der Nationalrat an seiner ursprünglichen Forderung nach
einem Schwellenwert von 60 Prozent der Herstellungskosten fest, wobei die Kosten für
Qualitätssicherung und Zertifizierung darin berücksichtigt werden konnten. Der
Ständerat hatte sich im vergangenen Jahr für einen Anteil von 50 Prozent entschieden,
der auch die Forschungs- und Entwicklungskosten einschloss. Diese Schwellenwerte
gaben Anlass zu erbitterten Auseinandersetzungen zwischen den betroffenen
Industriezweigen. So drohte die Fédération horlogère (FH), der Dachverband der
Uhrenindustrie, anfangs März aus der Economiesuisse auszutreten, da sich Letztere für
die weniger strikte Variante von 50 Prozent eingesetzt hatte. In der Sommersession
folgte der Ständerat bezüglich der Industrieprodukte der strikteren Version des
Nationalrats. Mit 22 zu 21 Stimmen kam dieser Entscheid hauchdünn zu Stande. Somit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2013
LAURENT BERNHARD

01.01.89 - 01.01.19 22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



konnte die letzte bedeutende Differenz bereinigt werden. Zudem sprach sich die kleine
Kammer bei den Milchprodukten in Übereinstimmung mit dem Nationalrat zu Gunsten
der einheimischen Landwirtschaft aus. Demnach mussten 100 Prozent des Rohstoffs
Milch Schweizerischer Herkunft sein. Im Rahmen der Schlussabstimmungen wurde das
Markenschutzgesetz im Nationalrat mit 135 zu 47 und im Ständerat mit 26 zu 13
Stimmen angenommen. Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV), der dazu
aufgerufen hatte, die Vorlage abzulehnen, verzichtete darauf, das Referendum zu
ergreifen. Weit weniger umstritten erwies sich mit der Revision des
Wappenschutzgesetzes der zweite Bestandteil der Swissness-Vorlage. Diese bezweckt
eine Legalisierung der Verwendung der Schweizer Fahne und des Schweizerkreuzes auf
Produkten von Unternehmen, welche die im Rahmen des Markenschutzgesetzes
festgelegten Herkunftskriterien erfüllten. In der Schlussabstimmung wurde das
Wappenschutzgesetz im Ständerat einstimmig und im Nationalrat mit nur einer einzigen
Gegenstimme gutgeheissen. 79

Nachdem der Bundesrat im Vorjahr die Eckwerte des künftigen Geldspielgesetzes
festgelegt hatte, schickte er im April 2014 den Entwurf des Bundesgesetzes über
Geldspiele in die Vernehmlassung. Der Gesetzesentwurf sieht eine Aufhebung des
Verbots von Online-Geldspielen vor. Zudem sollen Geldspielturniere ausserhalb der
Spielbanken, wie beispielsweise Pokerturniere, unter engen Voraussetzungen, die vom
Bundesrat noch nicht bis ins Detail ausgearbeitet worden waren, wieder erlaubt und
sämtliche Geldgewinnspiele von Steuern befreit werden. Bis anhin mussten Gewinne
aus Lotterien und Sportwetten versteuert werden, während Spielgewinne, die in
Spielbanken erzielt wurden, steuerfrei blieben. Der Bundesrat erhoffte sich durch den
Attraktivitätsgewinn der Geldspiele eine Kompensation der unmittelbar anfallenden
Steuerausfälle. Die Änderungen bei den Spielen müssten, so der Bundesrat, von
angemessenen Massnahmen zum Schutz der Spielerinnen und Spieler vor exzessivem
Spiel begleitet werden. Er setzte dabei auf eine Drei-Säulen-Strategie, die
Schutzmassnahmen vorsieht, welche erstens die Veranstalterinnen und Veranstalter
von Geldspielen zu erbringen haben, die zweitens die Kantone verpflichtet,
Präventionsmassnahmen durchzuführen sowie Beratungen und Behandlungen
anzubieten, und die drittens die Schaffung einer Konsultativkommission zur
Unterstützung und Begleitung der Präventionsbemühungen beinhaltet. Der
Ergebnisbericht zur Vernehmlassung war zum Jahresende noch ausstehend. 80

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.04.2014
DAVID ZUMBACH

Im Juni 2014 eröffnete der Bundesrat das Vernehmlassungsverfahren zu vier
Ausführungsverordnungen, die auf die Swissness-Gesetzesvorlage zurückgingen. Diese
hatte das Parlament zwölf Monate zuvor verabschiedet. Das Verordnungsrecht soll die
vom Parlament beschlossene Verbesserung des Schutzes der Bezeichnung "Schweiz"
und des Schweizerkreuzes mit präzisierenden Regeln weiter konkretisieren und zu
mehr Klarheit und Rechtssicherheit führen. So hält die angepasste
Markenschutzverordnung fest, wie die 60% Herstellungskosten berechnet werden, die
zur Bestimmung der geografischen Herkunft von Industrieprodukten massgeblich sind.
Der Entwurf für eine Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe "Schweiz"
für Lebensmittel legt die Einzelheiten zur Berechnung des Mindestanteils an
schweizerischen Rohstoffen bei Lebensmitteln fest. Der Entwurf für eine
Registerverordnung regelt die Eintragung und den Schutz von Herkunftsangaben für
nichtlandwirtschaftliche Produkte beim Eidgenössischen Institut für Geistiges Eigentum
(IGE) und der Revisionsentwurf zur Wappenschutzverordnung definiert, wie das
elektronische Verzeichnis der geschützten öffentlichen Zeichen von Bund, Kantonen
und Gemeinden zu führen ist. Die Inkraftsetzung des Swissness-Gesamtpakets ist auf
den 1. Januar 2017 vorgesehen. 81

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH

Im Sommer 2015 beschäftigte sich der Nationalrat mit dem bundesrätlichen Vorschlag
zur Standortförderung 2016-2019, der acht Bundesbeschlüsse umfasste und
Finanzierungsbeschlüsse im Umfang von knapp CHF 374 Mio. vorsah. Beim
Bundesbeschluss über die Finanzierung der E-Government-Aktivitäten von KMU schuf
die grosse Kammer auf Antrag der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und
Abgaben (WAK-NR) eine Differenz zum Bundesrat, indem sie mit 179 zu 13 Stimmen bei
einer Enthaltung den Verpflichtungskredit von CHF 17.7 Mio. auf CHF 12.4 Mio. kürzte.
Über die Hälfte der Gegenstimmen kamen dabei aus dem Lager der Grünen. Deutlich
umstrittener war dagegen die Beschlussfindung über die Finanzierung der Förderung
von Innovation, Zusammenarbeit und Wissensaufbau im Tourismus. Ein
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Minderheitsantrag Maier (glp, ZH) wollte diese von 30 Mio. Fr. auf CHF 20 Mio.
reduzieren, scheiterte jedoch mit 85 zu 98 Stimmen knapp an einer Koalition aus SP,
CVP, Grünen und BDP, die dank 11 Stimmen aus der FDP-Liberalen-Fraktion siegreich
war. Gleich drei Minderheitsanträge lagen beim Bundesbeschluss über die Finanzhilfe
an Schweiz Tourismus auf dem Tisch. Der Bundesrat selbst hatte knapp über CHF 220
Mio. für die Periode von 2016-2019 gefordert. Eine Minderheit de Buman (cvp, FR)
wollte ihrerseits CHF 270 Mio. bewilligen und versuchte sich mit einem zweiten Antrag
über CHF 240 Mio. abzusichern. Indes versuchte eine Minderheit Maier den
Zahlungsrahmen auf CHF 210 Mio. einzugrenzen. Weder die sanftere der beiden
Erhöhungen (53 Stimmen), noch die Sparvariante (45 Stimmen) vermochte sich jedoch
gegen den Vorschlag des Bundesrates durchzusetzen. Auch der Vorstoss einer
Kommissionsminderheit Leutenegger Oberholzer (sp, BL), die Filmproduktion in der
Schweiz während der kommenden vier Jahre mit CHF 4.5 Mio. zu unterstützen, sowie
ein Antrag Semadeni (sp, GR), der ein unentgeltliches nationales Buchungsportal zur
Vermietung aller in der Schweiz vermietbaren Hotelzimmer und Ferienwohnungen
anregen wollte, blieben ohne Erfolg. Sie stiessen ausserhalb des links-grünen Lagers
kaum auf Gegenliebe. Unbestritten war indes der Bundesbeschluss über die
Verlängerung des Zusatzdarlehens an die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit,
von dem noch rund CHF 70 Mio. übriggeblieben waren. Mit 185 zu 4 Stimmen sprach
sich der Nationalrat für eine Verlängerung des Darlehens bis 2019 aus. Dem
Mehrjahresprogramm des Bundes 2016-2023 zur Umsetzung der Neuen Regionalpolitik,
welches die Förderinhalte, die Förderschwerpunkte sowie die flankierenden
Massnahmen zur Neuen Regionalpoltik (NRP) definiert, fügte der Nationalrat auf
Vorschlag der WAK-NR eine Bestimmung zur Förderung nachhaltiger Innovation an. Ein
Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG) gegen die Aufnahme des Artikels blieb ohne Erfolg
und wurde bei 4 Enthaltungen mit 123 zu 66 abgelehnt. Beim Thema der Äufnung des
Fonds für Regionalentwicklung folgte die grosse Kammer dann aber wieder dem
Bundesrat und sprach sich dafür aus, diesen mit maximal CHF 230 Mio. zu speisen. Der
Antrag einer neuerlichen Minderheit Aeschi (svp, ZG), diesen Maximalbeitrag um CHF 10
Mio. zu kürzen, vermochte ausserhalb der SVP nur einzelne FDP-Exponenten zu
begeistern und war entsprechend chancenlos. Beim Bundesbeschluss über die
Finanzierung der Exportförderung, für die der Bundesrat CHF 89.6 Mio. bereitstellen
wollte, empfahl die WAK-NR dem Nationalrat, den Zahlungsrahmen um etwas mehr als
CHF 5 Mio. zu senken. Über einen Einzelantrag Bourgeois (fdp, FR), der den
bundesrätlichen Vorschlag unterstützte, musste nach einem Ordnungsantrag Meier-
Schatz (cvp, SG) ein zweites Mal abgestimmt werden. Am Ende folgte der Nationalrat mit
105 zu 86 Stimmen auch hier dem Bundesrat. Nur die SVP und die Grünliberalen hatten
geschlossen hinter der Reduktion bei der Exportförderung gestanden. Diskussionslos
ging die Abstimmung zum achten und letzten Bundesbeschluss des
Standortförderungspakets über die Bühne. Wie der Bundesrat will auch die grosse
Kammer in den kommenden vier Jahren CHF 16.4 Mio. in die Förderung der Information
über den Unternehmensstandort Schweiz stecken. Für die Medien kam der "Erfolg" des
Bundesrates wenig überraschend. Die NZZ fand in der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative und in der Aufhebung der Mindestkurses die Erklärung
für die Hemmungen bei bürgerlichen Politikern, grössere Kürzungen bei Fördergeldern
durchzusetzen. 82

In der Herbstsession 2015 beschäftigte sich dann auch der Ständerat mit dem Thema
der Standortförderung 2016-2019. Die beiden vom Nationalrat in der Sommersession
geschaffenen Differenzen fanden weder in der ständerätlichen Kommission für
Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR), noch in der kleinen Kammer Unterstützung. Die
Kürzung der Finanzierung von E-Government-Aktivitäten für KMU lehnte der Ständerat
einstimmig ab, um, so die WAK-SR, den Bürokratieabbau voranzutreiben. Auch der neu
geschaffene Artikel 5a, mit dem die nachhaltige Innovation gestärkt werden sollte,
wurde wieder aus dem Mehrjahresprogramm zur neuen Regionalpolitik gestrichen.
Einen Antrag Recordon (gp, VD), der dem Nationalrat folgen wollte, lehnte die kleine
Kammer mit 12 zu 27 Stimmen ab. Dafür schuf der Ständerat seinerseits neue
Differenzen zum Vorschlag des Bundesrates. Beim Bundesbeschluss über die
Finanzhilfe an Schweiz Tourismus folgte er dem Vorschlag der WAK-SR, den
Zahlungsrahmen um CHF 9.5 Mio. auf CHF 230 Mio. zu erhöhen. Eine Minderheit Fetz
(sp, BS), die sich gegen eine Erhöhung aussprach, und ein Antrag Minder (parteilos, SH),
der sich für einen Zahlungsrahmen von CHF 270 Mio. stark machte, blieben ohne Erfolg.
Zudem war der Ständerat der Meinung, dass die Exportförderung nicht nur mit knapp
CHF 90 Mio., sondern mit CHF 94 Mio. unterstützt werden sollte. Wiederum waren eine
Minderheit Fetz, die dem Beschluss des Nationalrates zustimmen und damit dem
Bundesrat folgen wollte, und ein Antrag Minder, der die Exportförderung auf CHF 120
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Mio. ausbauen wollte, unterlegen. Damit schickte der Ständerat, der in allen anderen
Punkten mit dem Nationalrat übereinstimmte, das Geschäft zur zweiten Lesung zurück
in die grosse Kammer. 83

In der letzten Woche der Herbstsession 2015 nahmen sich die beiden Räte dann der
Differenzbereinigung bei der Standortförderung 2016-2019 an. Den Anfang machte
der Nationalrat, der sich bei einer Enthaltung knapp mit 94 zu 92 Stimmen für einen
Mehrheitsantrag seiner Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) aussprach
und entsprechend an der Kürzung der Finanzierung von E-Government-Aktivitäten für
KMU festhielt. In diesem Punkt behielt eine Koaltion aus SVP, FDP und GLP die
Oberhand. Ebenfalls ohne Mehrheit blieb die vom Ständerat angenommene Erhöhung
der Finanzhilfe an Schweiz Tourismus. Ein entsprechender Minderheitsantrag de Buman
(cvp, FR) wurde mit 78 zu 103 Stimmen (8 Enthaltungen) abgelehnt. Gleiches ereignete
sich im Falle des Nachhaltigkeitsartikels des Mehrjahresprogramms zur Umsetzung der
Neuen Regionalpolitik. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG), die bereits in der ersten
Lesung die Aufnahme des besagten Artikels verhindern wollte, unterlag mit 63 zu 127
Stimmen, da sie ausserhalb der SVP nur wenige Stimmen sammeln konnte. Zu einer
ersten Differenzbereinigung kam es indes bei der Frage über die Höhe der
Exportförderung. Der Stichentscheid des Nationalratspräsidenten Rossini (sp, VS)
entschied zugunsten einer Minderheit de Buman, die sich für eine Exportförderung in
der Höhe von CHF 94 Mio. eingesetzt hatte. Der Ständerat wich seinerseits in der
zweiten Lesung nicht von seinen Entscheidungen ab. In der zweiten Runde der
Differenzbereinigung machte erneut der Nationalrat Eingeständnisse. So stimmte er,
entgegen des Mehrheitsantrags der WAK-NR, für eine Erhöhung der Finanzhilfe an
Schweiz Tourismus. SP, CVP, Grüne und BDP triumphierten, weil nicht alle
Fraktionsmitglieder der SVP und FDP gegen die Erhöhung votierten. Daneben
schwenkte die grosse Kammer, auf Vorschlag der WAK-NR, auch beim Artikel 5a des
Mehrjahresprogramms zur neuen Regionalpolitik auf die Linie des Ständerates um.
Nachdem sich der Ständerat auch ein drittels Mal weigerte, die vom Bundesrat
vorgeschlagene Finanzierung von E-Government-Aktivitäten für KMU zu kürzen, musste
eine Einigungskonferenz einberufen werden. 84
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Am 24. September 2015 wurde anlässlich der Einigungskonferenz zur
Standortförderung 2016-2019 eine Differenz beim Bundesbeschluss über die
Finanzierung der E-Government-Aktivitäten für kleine und mittelgrosse Unternehmen
(KMU) behandelt. Während der Ständerat stets am Vorschlag des Bundesrates
festgehalten hatte, wollte der Nationalrat die E-Government-Gelder von CHF 17.7 Mio.
auf CHF 12.4 Mio. kürzen. Die Einigungskonferenz sprach sich für den Antrag des
Bundesrates aus, der nochmals hervorhob, dass die vorgesehenen Gelder entscheidend
für die Sicherstellung des Bürokratieabbaus im KMU-Bereich seien. Letztendlich fügte
sich die grosse Kammer dann auch in diesem Punkt. Einzig 29 Vertreterinnen und
Vertreter der SVP-Fraktion stimmten gegen den Einigungsvorschlag. 85

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2015
DAVID ZUMBACH

La loi sur les jeux d'argent s'impose comme le fruit de l'acceptation populaire de la
mise en œuvre de l'article constitutionnel sur les jeux d'argent en mars 2012. C'est un
condensé des réglementations actuelles, mais aussi une adaptation, imposée par les
évolutions sociétales et technologiques, d'une loi désuète. Ainsi, la création d'une seule
législation sur les jeux d'argent doit permettre une plus grande cohérence. Tout
d'abord, il est important de préciser que cette nouvelle loi se conforme, dans
l'ensemble, à la réglementation actuelle. Ensuite, dans les cadres des propositions de
modifications légales, trois volets se dessinent. Premièrement, le projet de loi affine la
prévention de la dépendance au jeu. Deuxièmement, au niveau des dispositions
pénales, les exploitants de jeux d'argent sont soumis à la loi sur le blanchiment d'argent,
l'offre de jeux non autorisés est mieux jugulée ou encore, cette nouvelle loi impose le
blocage des sites de jeux étrangers. Troisièmement, la totalité des gains seront
désormais exemptés d'impôts. Par conséquent, l'exemption ne concerne plus
uniquement les gains dans les maisons de jeu, mais aussi les gains de loteries et des
paris sportifs. Cette modification légale devrait non seulement permettre de booster la
compétitivité des jeux d'argent en Suisse, et donc d'augmenter les recettes affectées
partiellement à des buts d'utilité publique, mais aussi d'abroger l'inégalité de
traitement initiale. 
La chambre des cantons s'est penchée en premier sur la loi sur les jeux d'argent. Dans
l'ensemble, le Conseil d'Etat a approuvé le projet de loi du Conseil fédéral. Il l'a
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accepté, avec modifications, par 41 voix et 1 abstentions. La pierre d'achoppement
principale demeure l'imposition des gains. Ainsi, le Conseil d'Etat n'a pas rejoint la
volonté du Conseil fédéral qui visait une exonération complète d'impôt pour les gains
sur les jeux d'argent. Les sénateurs ont décidé que l'exonération d'impôt ne devrait
concerner que les gains inférieurs à 1 millions de francs. De plus, une simplification
ainsi qu'une réduction de l'impôt pour les casinos titulaires d'une concession B, aussi
appelés "casinos de montagne", a été validée. Elle concerne les casinos qui réalisent un
revenu brut annuel inférieur à 5 millions de francs et liés à une activité touristique
saisonnière. Cette réduction de trois quarts du taux concerne principalement Davos et
St-Moritz. En outre, la chambre basse a décidé que les jeux-concours, qui ont pour
objectif de booster les ventes, ne devraient pas être soumis à la loi en question.
Finalement, des dérogations pour les petites loteries ont été envisagées. 
Lors de la session de printemps 2017, le Conseil national a attaqué la question de la loi
sur les jeux d'argent. Le blocage des sites de jeu étrangers s'est profilé comme le
premier point de discussion à la chambre du peuple. Alors qu'une alliance composée
de conseillers Verts, UDC, Vert'libéraux ou encore PLR  a argumenté contre cette
interdiction, le Conseil national a finalement suivi la volonté du gouvernement. Les
arguments de la protection des joueurs, mais surtout du reversement des bénéfices à
l'AVS et aux cantons pour des fins d'utilité publique ont finalement fait mouche.
Ensuite, la gauche a souhaité renforcer le volet sur la prévention. Laurence Fehlmann
Rielle (sp/ps, GE) a parlé d'un coût social de 550 millions de francs par an. Néanmoins,
le Conseil national a fait la sourde oreille. Ensuite, le curseur du débat a ciblé
l'exonération d'impôt des gains. La conseillère fédérale Sommaruga a souligné
l'importance de l'attractivité des jeux d'argent helvétiques. La chambre du peuple s'est
opposée à la décision du Conseil des Etats. En effet, elle a validé la volonté d'exonérer
d'impôts les gains des jeux d'argent. En outre, elle a diminué la possibilité de réduction
du taux d'impôt sur le bénéfice, pour les "casinos de montagne", proposée par les
sénateurs. Si au final, le Conseil national a approuvé la loi sur les jeux d'argent, dans son
ensemble, par 130 voix contre 54 et 8 abstentions, le dossier retourne au Conseil des
Etats afin de biffer les divergences. 86

En juin 2017, le Conseil des Etats s'est à nouveau penché sur la loi sur les jeux d'argent
afin d'effacer les divergences qui se sont dessinées avec sa chambre sœur. Trois
éléments principaux ont donné le ton du débat: exonération des gains des loteries et
des paris professionnels, le soutien aux casinos de montagne et la limitation des
salaires. Premièrement, la chambre des cantons a campé sur ses positions par rapport
à l'exonération des gains des loteries. Alors que le Conseil fédéral et le Conseil national
souhaitent exonérer ces gains afin de lutter contre la concurrence fiscale étrangère, le
Conseil des Etats estime inconcevable qu'une personne qui gagnerait des millions du
jour au lendemain, grâce à la loterie ou aux paris, ne soit pas imposée sur ce gain alors
que tout citoyen lambda est imposé sur le revenu de son travail. Par 30 voix contre 12, il
maintient donc l'exonération uniquement pour les gains inférieurs à 1 million de francs.
Par ailleurs, la Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE)
proposait, par 11 voix contre 1 et 1 abstentions, de maintenir la position initiale de sa
chambre et donc d'éviter une exonération complète. Deuxièmement, la chambre des
cantons s'est alignée sur celle du peuple, par 23 voix contre 18, pour la diminution du
taux de taxation des casinos dits de "montagne". Une réduction d'un tiers sera donc
prévue dans la loi. Troisièmement, le Conseil d'Etat a refusé de limiter le salaire des
équipes de direction des loteries. Finalement, les débats ont permis d'éliminer d'autres
pierres d'achoppements mineures. Étant donné les divergences, le dossier retourne au
Conseil national. 87
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La nouvelle loi sur les jeux d'argent, qui s'inscrit dans la ligne du débat lancé par
l'initiative populaire "Pour des jeux d'argent au service du bien commun", a continué
les allers-retours entre la chambre du peuple et celle des cantons lors de la session
d'automne 2017. Plusieurs pierres d'achoppement ont animé les débats qui se sont
conclus en conférence de conciliation. Tout d'abord, le National s'est rallié au Conseil
des Etats sur plusieurs points. Il a accepté, par 118 voix contre 63, la fermeture des jeux
de table dans les casinos de montagne lors des périodes creuses. L'opposition d'une
partie de l'UDC, du PLR et des Verts n'a pas suffi. Ensuite, il a validé la décision des
sénateurs, par 136 voix contre 48, de ne pas soumettre les jeux-concours des médias à
cette nouvelle législation. Puis, il a révisé sa position initiale sur les mesures pour
combattre la dépendance aux jeux. Par 98 voix contre 85, il a refusé d'établir une
institution de prévention. La droite a imposé sa force sur cette question. Du côté du
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Conseil des Etats, les sénateurs ont campé sur leurs positions. Ils ont refusé une
exonération complète des gains de loterie par 37 voix contre 2, et se refusent toujours
à s'immiscer dans la gestion des salaires des membres de la direction des loteries. 
Après ce premier aller-retour, le National s'est à nouveau penché sur la question de la
défiscalisation et sur celle des salaires des exploitants de jeux. Par 108 voix contre 78, la
chambre du peuple a finalement accepté de limiter l'exonération fiscale aux gains
inférieurs à un million de francs. Par contre, la discussion sur les salaires des membres
de direction des jeux a connu un dernier rebondissement. En effet, après avoir refusé
de limiter les salaires des exploitants de jeux à celui d'un conseiller fédéral, il a accepté
une proposition de Pirmin Schwander (svp/udc, SZ) qui souhaite lier rémunération et
utilité publique. Une conférence de conciliation a donc été mise en place pour effacer
cette dernière divergence. Ainsi, les deux chambres ont finalement accepté que le
salaire des exploitants de jeux soit proportionnellement lié à l'argent versé à la
collectivité publique. 
Au final, cinq éléments phares colorent cette nouvelle loi sur les jeux d'argent.
Premièrement, la nouvelle législation bloque les sites internet étrangers qui proposent
des tables de poker en ligne ou des roulettes. Cette mesure doit affiner la protection
des joueurs et favoriser les exploitants locaux. Deuxièmement, le Conseil fédéral n'a pas
réussi à imposer sa volonté d'exonération complète des gains de loteries. La
défiscalisation sera effective uniquement pour les gains inférieurs à un million de
francs. Troisièmement, le salaire des exploitants de jeux sera lié à l'argent versé à la
collectivité. Quatrièmement, un coup de pouce est donné aux casinos de montagne:
baisse du taux de taxation et fermeture des tables de jeu hors saison. Cinquièmement,
malgré la volonté de dynamiser la lutte contre l'addiction aux jeux, aucun financement
additionnel n'a été envisagé, bien que de nombreuses voix de la gauche se soient
élevées. Au vote final, la loi a été accepté par 132 voix contre 48 et 13 abstentions, du
côté du National, et par 43 voix contre 1 au Conseil des Etats. A la chambre du peuple,
la majorité de l'opposition provient des rangs de l'UDC. 88

En mars 2012, avec 87% de «oui», la population helvétique concrétisait l'article
constitutionnel 106 sur les jeux d'argent chargeant la Confédération de légiférer sur ce
thème. Ainsi, en 2017, le Parlement a adopté la loi fédérale sur les jeux d'argent après
de nombreuses discussions et aller-retours entre les chambres. Derrière cette loi, un fil
rouge: les exploitants de jeux d'argent doivent respecter le droit suisse et contribuer à
des buts d'utilité publique. Soutenus financièrement par de grands exploitants
étrangers de jeux d'argent, plusieurs entités helvétiques ont déposé un référendum
contre le projet de loi. 60'744 signatures ont formellement imposé la votation. 
La nouvelle loi sur les jeux d'argent apporte plusieurs modifications à la pratique en
vigueur. Premièrement, des règles plus strictes encadrent les jeux en ligne afin de
prendre en compte la numérisation croissante. Deuxièmement, la loi force tous les
exploitants de jeux, notamment ceux en ligne étrangers, à contribuer à des buts d'utilité
publique. Troisièmement, la loi souhaite réduire les risques d'escroquerie et de
blanchiment d'argent. Finalement, les gains de loterie seront exonérés jusqu'à 1 million
de francs.
Selon les défenseurs du projet, cette nouvelle loi prend, enfin, en compte la
numérisation et renforce la protection des consommateurs. De plus, elle garantirait
une meilleure rétribution à la société, notamment aux sportifs et aux artistes. A
l'opposé, le camp du "non" a critiqué la censure de l'internet et pointait du doigt un
lobby des casinos bénéficiaire. De plus, il estimait que la loi affaiblissait la prévention et
renforçait l'addiction avec la nouvelle exonération des gains. 

La campagne fut de moyenne intensité. Deux tiers des annonces furent en faveur de la
nouvelle loi sur les jeux d'argent. Le camp du «oui» a d'ailleurs lancé sa campagne de
communication politique déjà 5 semaines avant le jour du vote. A l'inverse, le camp du
«non» a véritablement lancé sa campagne que 3 semaines avant le 10 juin.
Au final, la nouvelle loi sur les jeux d'argent a été largement adoptée par 72,9% des
citoyens suisses. Tous les cantons l'ont acceptée. La participation a atteint 34.5%.

Votation 10 juin 2018 

Participation : 34.5 % 
-	Oui : 72.9 % 
-	Non : 27.1 % 

Mot d'ordre des partis politiques:
-       Oui : PS, PST, POP, PDC, PEV, usam, 
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-       Non: Verts, Vert'libéraux, PBD, PLR, economiesuisse, 
-       Liberté de vote: UDC 89

Traité en parallèle de la révision totale du droit des marchés publics (17.019), l’accord
sur les marchés publics de l’OMC a obtenu l’aval du Conseil national par 176 voix contre
4 et 5 abstentions. L’objectif était de s’aligner sur les recommandations de l’OMC afin
de renforcer la transparence et de garantir un accès aux marchés publics. 90
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La nouvelle loi sur les jeux d'argent a été adoptée par 72.9 pour cent des votantes et
votants. Cette loi autorise les jeux d'argent en ligne, mais uniquement pour les
exploitants autorisés et établis en Suisse. Cette spécificité, qui induit le verrouillage
d'internet, était la principale pierre d'achoppement qui a menée au lancement d'un
référendum facultatif. Ce référendum a morcelé le paysage politique helvétique et
constitué des alliances hétéroclites. Ainsi, l'ensemble des sections jeunes des partis – à
l'exception des Jeunes démocrates-chrétiens –, le PLR, le PBD, les Vert'libéraux et les
Verts ont préconisé le rejet de l'initiative. A l'opposé, le PS et le PDC ont mené
campagne en faveur de la nouvelle loi. L'UDC, après de nombreuses hésitations, a opté
pour la liberté de vote. Ce morcellement a surpris étant donné que l'objet avait été
plébiscité en chambre (124 voix contre 61 au Conseil national – 43 voix contre 1 au
Conseil des Etats). Il a finalement été la source d'une campagne animée.
L'analyse VOTO a mis en évidence le profil typique de l'opposant ou opposante à la loi.
En effet, les jeunes hommes suisse-allemands ont été le principal terreau de
l'opposition. Uniquement les 18-49 ans, homme, suisse-allemand ont voté en faveur du
référendum (52%). La Suisse romande ainsi que la Suisse italienne ont accepté la loi sur
les jeux d'argent à plus de 80 pour cent. Ensuite, l'analyse a également démontré que si
le verrouillage d'internet s'est profilé comme principal sujet de débat, même les
utilisateurs et utilisatrices assidues du web ont adopté la loi à une large majorité. Puis,
le choix de vote n'a pas été dicté par des motivations idéologiques. Ainsi, les sections
jeunes n'ont pas réussi à convaincre leur public-cible. Mais surtout, le PLR ou les Verts,
qui recommandaient le rejet de la loi, ont été désavoués par leur partisans et partisanes
qui ont adopté le texte à 72 et 75 pour cent. 
L'adoption de la nouvelle loi sur les jeux d'argent a été principalement motivée par la
volonté de conserver l'argent généré par ce business en Suisse et de soutenir ainsi la
culture, le sport et l'AVS. L'argument lié à la conservation de l'argent en Suisse a surtout
convaincu les partisanes et partisans des partis bourgeois et conservateur, alors que
l'argument des buts d'utilité publique a convaincu les partisanes et partisans socialistes
et l'électorat romand. A l'opposé, les opposantes et opposants ont mis en avant les
risques liés au verrouillage d'internet comme principal motif d'opposition. Le risque de
censure d'internet et de création d'un précédent ont convaincu un tiers des
opposants. Ensuite, l'argument lié à la dépendance du jeu a fait mouche dans les deux
camps. Pour être précis, 11 pour cent des partisanes et partisans ont voté en faveur de
la loi pour garantir une protection adéquate contre les jeux d'argent, et 11 pour cent des
opposantes et opposants ont voté contre une loi qui ne protège pas adéquatement
contre la dépendance au jeu. Pour finir, l'argument lié au lobbyisme des casinos
helvétiques d'un côté, et à l'ingérence des casinos étrangers d'un autre côté, a été
reconnu par les votantes et votants mais n'a pas été décisif dans le choix de vote. 
En résumé, les votants et votantes ont largement adopté la nouvelle loi sur les jeux
d'argent, suivant ainsi les recommandations du Conseil fédéral et du Parlement, et
déjouant les prises de positions de nombreux partis politiques helvétiques. 91
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L’accord sur les marchés publics de l’OMC a été adopté par le Conseil des Etats à
l’unanimité. Il permet à la Suisse d’intégrer les recommandations de l’OMC afin de
garantir transparence et liberté économique. 92
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Le Conseil fédéral a ouvert la procédure de consultation concernant la loi sur les
installations de transport à câbles. Elle comble une base juridique qui manquait dans
ce domaine et harmonise les normes suisses à celles de l’UE. Jusqu’alors, les
requérants devaient traverser une procédure à plusieurs échelons afin d’obtenir
l’approbation d’un projet. Avec la nouvelle loi, la concession et l’approbation du projet
sont octroyées en une seule procédure. 93
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Le Conseil fédéral a adopté la nouvelle loi sur les installations à câbles, ainsi qu’un
message ad hoc à l’attention des chambres fédérales. Tel que présenté lors de la
consultation, l’Office fédéral des transports sera la seule autorité compétente de
première instance. Les cantons restent compétents pour les téléskis et les petits
téléphériques. La loi définit en outre la façon dont la Confédération veillera à la
sécurité. Vu la vitesse de l’évolution technologique, la loi ne contiendra que des
conditions-cadres. 94
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Le Conseil des Etats a accepté le projet de loi sur les installations à câbles transportant
des personnes. Il a toutefois apporté quelques petites modifications. Le Conseil fédéral
a adapté l’ordonnance sur les installations de transport à câble afin de permettre aux
entreprises d’utiliser les pièces de sécurité et les sous-systèmes déjà contrôlés dans un
Etat-membre de l’UE. Il s’agit de câbles, de chariots, de cabines ou de sièges. Les
nouvelles dispositions sont entrées en vigueur le 1er décembre 2005. 95
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Das Parlament verabschiedete das neue Seilbahngesetz. Dieses konzentriert die
Konzessionserteilung, Plangenehmigung, Baubewilligung und umweltrechtliche
Spezialbewilligungen in einem einzigen Verfahren. Zuständige Behörde ist neu
erstinstanzlich alleine das Bundesamt für Verkehr, für Skilifte und Kleinluftseilbahnen
sind es weiterhin die Kantone. Die Räte nahmen nur geringfügige Änderungen an der
Vorlage des Bundesrates vor: Der Seilbahnbauer und -betreiber ist für die angemessene
Ausbildung des sicherheitsrelevanten Personals verantwortlich. Die Bedürfnisse von
Behinderten sind generell und nicht nur bei neuen Seilbahnen zu berücksichtigen.
Anders als Schifffahrtsgesellschaften und Eisenbahnen müssen Seilbahnunternehmen
bei der Verlängerung der Konzession nicht jedes Mal die Gewährleistung der Sicherheit
nachweisen, ihre Betriebsbewilligung wird unter Vorbehalt der Erfüllung der
Sorgfaltspflicht verlängert. 96
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